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Terminhinweise für Medien

Mittwoch, 8. Juli, 10 Uhr, Grundschule Karl-Marx-Ring, Karl-Marx-Ring 
67
Förderscheckübergabe durch den Freistaat Bayern an die Landeshaupt-
stadt München für den Neubau von fünf kooperativen Ganztagseinrichtun-
gen mit Staatsministerin Ulrike Scharf, Bürgermeisterin Verena Dietl, Stadt-
schulrat Florian Kraus, Schulamtsdirektorin Susanne Löffler, Schulleiterin 
Ulrike Busler und der Leitung des kooperativen Ganztags vor Ort, Hannah 
Strobl.
Die Fördersumme von insgesamt 10.950.000 Euro teilt sich auf folgende 
fünf Ganztagseinrichtungen auf: Neubau an der Grundschule Theodolin-
den-/Seybothstraße, Neubau an der Königswieser Straße 7, Neubau an der 
Grundschule Theodor-Heuss-Platz, Neubau an der Lerchenauer Straße und 
Neubau an der Weißenseestraße 45.

Wiederholung
Mittwoch, 8. Juli, 11 Uhr, Valentin-Karlstadt-Musäum, Tal 50
Pressegespräch zur Wiedereröffnung des Valentin-Karlstadt-Musäums 
nach Brandschutzsanierung mit Bürgermeisterin Mona Fuchs, Baurefe-
rentin Dr. Ing. Jeanne-Marie Ehbauer und Sabine Rinberger, Direktorin des 
Valentin-Karlstadt-Musäums. Im Anschluss führt Sabine Rinberger durch 
die Ausstellungen.
Achtung Redaktionen: Anmeldungen telefonisch unter 223266 oder per 
E-Mail an valentinkarlstadtmusaeum@muenchen.de

Wiederholung
Mittwoch, 8. Juli, 14.30 Uhr, campus42, Schertlinstraße 4
Bei der Abschlussfeier für den diesjährigen Medienscout-Jahrgang spricht 
Stadtschulrat Florian Kraus ein Grußwort. Über 100 Jugendliche von zehn 
Münchner Schulen haben sich im zurückliegenden Jahr als Medienscouts 
ausbilden lassen, um ihre Schulen bei Projekten und Themen rund um 
digitale Medien zu unterstützen. Die Urkundenverleihung bildet den Ab-
schluss eines ganztägigen Programms mit Impulsvorträgen und Barcamps. 
Am campus42 im Jungen Quartier Obersendling bündelt der Fachbereich 
Neue Medien / Medienpädagogik des Referats für Bildung und Sport seit 
kurzem seine Angebote, darunter Fortbildungen für Lehrkräfte, Workshops 
für Schüler*innen und Technik zum Ausprobieren.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Foto- und Videoaufnahmen ge-
eignet. Für eine Teilnahme von Medienvertreter*innen ist eine Akkreditie-
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rung bis Dienstag, 7. Juli, 18 Uhr, per E-Mail an presse.rbs@muenchen.de 
erforderlich.

Wiederholung
Mittwoch, 8. Juli, 18 Uhr, GOP Varieté-Theater, Maximilianstraße 47
Stadtrat Clemens Baumgärtner (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertre-
tung des Oberbürgermeisters ein Grußwort zum Bayerisch-Chinesischen 
Sommerdialog des Chinaforums Bayern.

Wiederholung
Mittwoch, 8. Juli, 19 Uhr, Olympia-Regattastrecke, Oberschleißheim
Stadtrat Lorenz Stradtner (Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) 
spricht in Vertretung des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich der 
Eröffnung der Drachenboot‑Europameisterschaft.

Wiederholung
Donnerstag, 9. Juli, 18 Uhr, BLLV-Haus, Bavariaring 37
Bürgermeisterin Verena Dietl spricht beim Sommerfest des Münchner 
Lehrer- und Lehrerinnenverbands (MLLV) ein Grußwort. Die Veranstaltung 
steht unter dem Motto „MLLV Spielarena – 90er Vibes, 20er Probleme, 
100% Wahnsinn“ und widmet sich im Rahmen eines satirischen Ga-
meshow-Formats den aktuellen Entwicklungen und Lösungsansätzen in 
der Münchner Schullandschaft. Im Fokus stehen dabei zentrale Themen 
wie Bildungsgerechtigkeit, Chancengleichheit und Teilhabegerechtigkeit.
Weitere Grußworte sprechen der Regierungspräsident von Oberbayern, 
Dr. Konrad Schober, sowie die BLLV-Präsidentin Simone Fleischmann. Die 
Begrüßung erfolgt durch den 1. Vorsitzenden des MLLV, Martin Schmid, die 
2. Vorsitzende, Isabel Franz, sowie den 3. Vorsitzenden, Dr. Michael Hoder-
lein-Rein. Im Anschluss an das Showprogramm zu den Themen „Attraktivi-
tät des Lehrkräfteberufs“, „Digitalisierung und Sprachstandserhebungen“ 
und „Lehrkräftemangel“ besteht Gelegenheit zum Austausch und Netz-
werken.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Foto- und Videoaufnahmen ge-
eignet. Für eine Teilnahme von Medienvertreter*innen ist eine Akkreditie-
rung bis Mittwoch, 8. Juli, 17 Uhr, per E-Mail an den Pressereferenten des 
MLLV, André Grenzebach, unter E-Mail an presse@mllv.bllv.de erforderlich.

Freitag, 10. Juli, 11 Uhr, Marienhof/Landschaftstraße
Bürgermeisterin Verena Dietl und Stadtschulrat Florian Kraus eröffnen 
die neu gestalteten Lärmschutzwände am Marienhof. Unter dem Motto 
„Olympia in meiner Stadt: Wie stellt ihr euch die Olympischen und Para-
lympischen Spiele in München vor?“ haben Kinder aus sechs städtischen 
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Kitas Bilder, Collagen und Modelle gestaltet. Die Kunstwerke zeigen unter 
anderem olympische Ringe, Münchner Wahrzeichen, Maskottchen, Sport-
arten, Stadien sowie Motive rund um Gemeinschaft, Bewegung und Inter-
nationalität.
Das Projekt verbindet kulturelle Bildung, frühkindliche Beteiligung und die 
Münchner Olympiabewerbung auf kindgerechte Weise. Die Kunstobjekte 
wurden fotografiert und grafisch aufbereitet. Sie sind ab Juli 2026 für ein 
Jahr an den Lärmschutzwänden am Marienhof zu sehen. Anwesend sind 
Kinder und deren Erzieher*innen aus den beteiligten Einrichtungen.
Achtung Redaktionen: Medienvertreter*innen werden gebeten, sich bei 
der Pressestelle des Referats für Bildung und Sport per E-Mail an presse.
rbs@muenchen.de anzumelden. Foto- und Filmaufnahmen sind nach vor-
heriger Abstimmung möglich.

Freitag, 10. Juli, 11.01 Uhr, Valentin-Karlstadt-Musäum, Tal 50
Wiedereröffnung des Valentin-Karlstadt-Musäums nach Brandschutzsa-
nierung mit Bürgermeisterin Mona Fuchs, Kulturreferent Marek Wiechers, 
Baureferentin Dr. Ing. Jeanne-Marie Ehbauer und Sabine Rinberger, Direk-
torin des Valentin-Karlstadt-Musäums. Das Museum ist nach der offiziellen 
Eröffnung für die Öffentlichkeit bis 22 Uhr kostenfrei zu besichtigen. 

Freitag, 10. Juli, 18 Uhr, Das Laimer, Von-der-Pfordten-Straße 59
Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertretung 
des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich der Feier zum 60-jährigen 
Jubiläum des Jugendzentrums Das Laimer.

Mittwoch, 22. Juli, 16 Uhr, Denkmal „Für Euch“, Hanauer Straße 77
Gedenkveranstaltung der Stadt München zum zehnten Jahrestag des 
rassistischen Attentats am Olympia-Einkaufszentrum. Es sprechen Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier, Landtagspräsidentin Ilse Aigner, 
Oberbürgermeister Dominik Krause sowie Hinterbliebene des Münchner 
Anschlags.
Achtung Redaktionen: Für die Teilnahme an der Veranstaltung ist eine 
Akkreditierung bis Mittwoch, 15. Juli, 12 Uhr, per E-Mail an presseamt@
muenchen.de mit folgenden Angaben erforderlich: Name (inklusive Ge-
burtsname), alle Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort, Redaktion und 
Funktion (zum Beispiel Text, Film, Foto). Nach Anmeldung erfolgt vorab und 
vor Ort eine Personenüberprüfung. Anmeldungen einer Redaktion ohne 
Teilnehmernamen können nicht berücksichtigt werden. Gegebenenfalls 
ist Reservepersonal anzumelden. Nachmeldungen sind nicht möglich. Das 
Platzangebot ist begrenzt. Der Einlass ist nur mit gültigem Personalaus-
weis möglich; der Presseausweis reicht nicht.
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Der Bayerische Rundfunk überträgt die Veranstaltung als Livestream von 
BR24live, zu sehen im Web und in der BR24 App. Er bietet ein Poolsignal 
der Gedenkveranstaltung für interessierte TV-Sender und Agenturen an. 
Dieses kann vom Satelliten oder vom ARD Sternpunkt Frankfurt abgenom-
men werden. Dazu wird die Abnahme auch über die LiveU-Matrix Berlin 
möglich sein. Interessierte Poolnehmer wenden sich bitte an den Produkti-
onsleiter des BR, Stefan Schäfer, per E-Mail an stefan.schaefer@br.de. Das 
Poolsignal kann ausschließlich zur Ausstrahlung im linearen TV verwendet 
werden.
Online-Redaktionen haben die Möglichkeit, den BR24 Livestream kosten-
frei in ihre Berichterstattung einzubinden. Falls Sie den Embedding-Code 
wünschen, wenden Sie sich bitte per E-Mail an katharina.smirnov@br.de.
(Siehe auch unter Meldungen)

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 14. Juli, 19 Uhr, Gaststätte Zunfthaus, Thalkirchner Straße 
76 (Zugang ist nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 2 (Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt).

Dienstag, 14. Juli, 18.30 Uhr, Mensa der Anita-Augspurg-BOS, Brien-
ner Straße 37 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt). Zu Beginn der Sitzung 
findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 14. Juli, 19.30 Uhr, Stadtteilkulturzentrum Giesinger Bahn-
hof, Gepäckhalle, Giesinger Bahnhofplatz 1 (Zugang ist rollstuhlge-
recht)
Sitzung des Bezirksausschusses 17 (Obergiesing-Fasangarten). Auf der Ta-
gesordnung stehen auch Bürgerfragen.

Dienstag, 14. Juli, 19 Uhr, Vereinsheim, Eversbuschstraße 161 (Zugang 
ist nicht rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 23 (Allach-Untermenzing). Zu Beginn der 
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 14. Juli, 19 Uhr, Mensa der Grundschule, Waldmeister-
straße 38 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 24 (Feldmoching-Hasenbergl). Auf der Ta-
gesordnung stehen auch Bürgerfragen.
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Meldungen

Zehn Jahre nach dem Attentat am OEZ: München gedenkt der Opfer
(7.7.2026) Am 22. Juli jährt sich das rassistische und rechtsterroristische 
Attentat am Olympia-Einkaufszentrum (OEZ) zum zehnten Mal. Bei dem 
Anschlag am 22. Juli 2016 kamen neun Menschen ums Leben, zahlreiche 
weitere wurden verletzt. Die Stadt München erinnert gemeinsam mit An-
gehörigen, Hinterbliebenen, Überlebenden und Unterstützer*innen an die 
Opfer im Rahmen einer zentralen Gedenkveranstaltung am Mittwoch, 22. 
Juli, ab 16 Uhr (Einlass ab 15 Uhr) am Denkmal „Für Euch“ vor dem Olym-
pia-Einkaufszentrum. Es sprechen Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier, Landtagspräsidentin Ilse Aigner, Oberbürgermeister Dominik Krause 
sowie Hinterbliebene des Attentats.
Zum Tatzeitpunkt um 17.51 Uhr wird mit einer Schweigeminute und 
Kranzniederlegung der Opfer gedacht. Auch der Betrieb der Münchner 
Verkehrsgesellschaft wird dann kurz unterbrochen, um ein Zeichen des 
gemeinsamen Erinnerns zu setzen. Das Verlesen der Namen der Opfer so-
wie musikalische Beiträge rahmen die Veranstaltung ein. Der offizielle Teil 
endet gegen 19 Uhr.
Oberbürgermeister Dominik Krause: „Das Attentat am OEZ hat München 
vor zehn Jahren erschüttert und tiefe Wunden hinterlassen. Es war eine 
Botschaftstat, die gezielt gegen die Vielfalt unserer Stadtgesellschaft ge-
richtet war. Ich sage es deswegen klar und deutlich: Das Attentat am OEZ 
war ein rechtsextremes und rassistisches Attentat. Unser Mitgefühl gilt 
den Angehörigen und Freund*innen der Ermordeten, den Verletzten und 
allen, die bis heute unter den Folgen leiden. Wir stehen an ihrer Seite. Das 
Gedenken ist für uns Verpflichtung: hinschauen, erinnern, benennen und 
daraus für die Zukunft lernen.“
Zum Jahrestag werden am Marienplatz Fahnen gehisst, um die Erinnerung 
sichtbar in die Mitte der Stadt zu holen. Im Prunkhof des Rathauses wird 
zudem eine Gedenktafel für die Opfer des Attentats am OEZ in einem 
vertraulichen Rahmen enthüllt. Dies haben die Fraktionen des Stadtrates 
gemeinsam im Juli 2025 beantragt.
Die Fachstelle für Demokratie der Landeshauptstadt unterstreicht: „Für 
uns ist klar, Rassismus und Rechtsextremismus sind die größten Bedro-
hungen für eine solidarische und vielfältige Stadtgesellschaft. Wir wollen 
die Betroffenen so gut wie möglich schützen und unterstützen. Dazu 
gehört auch die Benennung dieses Attentats als rassistische und rechts-
extreme Gewalttat; denn viel zu lange wurde das Attentat am OEZ als un-
politischer Amoklauf verharmlost. Gerade deshalb ist das Gedenken nicht 
nur Erinnern und Trauern, sondern auch ein öffentliches Anerkennen von 
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rechtsextremer und rassistischer Gewalt und gleichzeitig ein Zeichen der 
Solidarität mit den Betroffenen, Hinterbliebenen und Angehörigen.“
Die Landeshauptstadt München hat in den vergangenen Jahren gemein-
sam mit Angehörigen und Hinterbliebenen weitere Schritte des Erinnerns 
auf den Weg gebracht. Dazu gehören das Denkmal „Für Euch“ an der Ha-
nauer Straße 77, der im April 2025 eröffnete neue Gedenkraum in 
Moosach sowie die jährlichen Gedenktage, die in engster Abstimmung mit 
einem Teil der Angehörigen organisiert werden.
Das Attentat am OEZ richtete sich gezielt gegen rassifizierte Menschen; 
der Täter hatte sich zuvor intensiv mit rechtsextremen Inhalten beschäftigt. 
Dennoch wurde es zunächst als Amoklauf eingestuft. Erst nach anhalten-
dem Druck der Angehörigen und Unterstützter*innen wurden unabhängige 
Gutachten in Auftrag gegeben, auf deren Grundlage auch weitere Behör-
den die Tat als rechtsterroristisches und rassistisches Attentat einordne-
ten. Für die Familien der Opfer bleibt die Benennung der Tat als rassistisch 
motivierte Gewalttat ein wesentliches Anliegen, ebenso wie die Auseinan-
dersetzung mit den offenen Fragen, die bis heute bestehen.
(Siehe auch unter Terminhinweise)

Kondolenz zum Tod von Dr. Franz Forchheimer
(7.7.2026) Zum Tod von Dr. Franz Forchheimer kondoliert Oberbürgermeis-
ter Dominik Krause der Familie mit folgenden Worten: „Mit Bestürzung 
und großer Betroffenheit habe ich vom Tod Ihres Vaters, des langjährigen 
Kulturstadtrats Dr. Franz Forchheimer, erfahren. Im Namen des Stadtrats 
der Landeshauptstadt München und vor allem auch persönlich spreche ich 
Ihnen und allen Angehörigen meine aufrichtige Anteilnahme aus. 
Dr. Franz Forchheimer gehörte dem Münchner Stadtrat von 1972 bis 2002 
an und prägte während dieser langen Zeit die Kulturpolitik der Landes-
hauptstadt München in herausragender Weise. Als ,heimlicher Kulturre-
ferent‘ wurde er von vielen bezeichnet und wohl auch angesehen. Nicht 
weniger als fünf Kulturreferenten unterstützte er auch als Korreferent des 
Kulturreferates mit seiner Expertise und seiner Leidenschaft. Kultur war für 
ihn – anders als für viele andere Kommunalpolitiker – keine freiwillige Leis-
tung, die erbracht werden kann oder auch nicht, sondern Pflichtaufgabe im 
besten Sinne. 
Über alle Parteigrenzen hinweg kämpfte er für die Förderung von Kunst, 
für kulturelle Teilhabe, die für ihn untrennbar verbunden war mit Bildungs-
möglichkeiten für alle. Unter seiner Mitwirkung wurde beispielsweise das 
Artothek-Pilotprojekt in der Innenstadt realisiert. Es waren gerade nicht die 
spektakulären Großveranstaltungen, die ihm am Herzen lagen, sondern die 
Formate, die ohne öffentliche Förderung niemals hätten realisiert werden 
können. Hierzu gehörten neben einer gehörigen Portion Kunstverstand 
immer auch Experimentierfreudigkeit und der Mut zum Risiko, denn, wie 
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er in einem Interview mit dem Bayerischen Rundfunk einmal sagte, oft 
bliebe ‚von zehn Ideen nur eine übrig‘, die es unbedingt zu fördern gelte. 
Als Stadtratsmitglied trug er mit großer Fachkenntnis maßgeblich zu zahl-
reichen Juryentscheidungen bei, die Münchner Künstlerpersönlichkeiten 
würdigten.
Dr. Franz Forchheimer besaß auch eine Eigenschaft, die gerade in heutiger 
Zeit von unschätzbarer Wichtigkeit ist: Er war aus tiefster Überzeugung 
Demokrat und vertrat seine Grundsätze mit großer Standfestigkeit und 
untrüglichem Gespür für Recht und Gerechtigkeit, was ihm allseitigen Res-
pekt eintrug.
Dr. Franz Forchheimer war einer jener Menschen, deren Engagement für 
die Kultur in München untrennbar mit seinem Leben verbunden war, und 
so ist es nicht verwunderlich, dass er auch nach seinem Ausscheiden aus 
dem Stadtrat der Stadt, ihrer Kulturszene und dem kulturellen Geschehen 
immer verbunden geblieben ist. 
Liebe Familie Forchheimer, das Wirken von Dr. Franz Forchheimer wirkt bis 
heute in unserer Stadt nach und wird es weiterhin tun. Vielleicht finden Sie 
in diesem Gedanken ein wenig Trost. Ich wünsche Ihnen für die Zeit der 
Trauer viel Kraft und alles Gute. Die Landeshauptstadt München wird sich 
immer in Dankbarkeit und Respekt an Dr. Franz Forchheimer erinnern.“

OB Krause unterstützt Friedensappell aus Hiroshima/Nagasaki
(7.7.2026) Seit 2005 ist der Münchner Oberbürgermeister Mitglied der 
deutschen Sektion der „Mayors for Peace“. In Anlehnung an diese Tradition 
schmücken am 8. Juli drei weithin sichtbare Friedenstauben die Fassade 
des Rathauses.

Mayors for Peace: Beflaggung am Rathaus (Foto: Michael Nagy/Presseamt)

Dieses Jahr wird ein Doppel-Jubiläum begangen: Vor dreißig Jahren, am 
8. Juli 1996, veröffentlichte der Internationale Gerichtshof in Den Haag ein 
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Rechtsgutachten, das feststellte, dass die Androhung und der Einsatz von 
Atomwaffen generell gegen das geltende Völkerrecht verstoßen. 
Zur Erinnerung an dieses wegweisende Gutachten führte die Landes-
hauptstadt Hannover als deutsche Zentrale der „Mayors for Peace“ vor 
genau zehn Jahren den sogenannten „Flaggentag“ ein. 
Diese Aktion ist heute wichtiger denn je. Laut dem aktuellen Bericht des 
Stockholmer Friedensforschungsinstituts (SIPRI) sind weltweit so viele 
Atomwaffenarsenale einsatzbereit wie nie zuvor in der Geschichte.
Angesichts weltweit eskalierender Konflikte und schwerwiegender geo-
politischer Veränderungen haben die „Mayors for Peace“ dieses Frühjahr 
einen gemeinsamen Appell veröffentlicht, dem sich Münchens neuer 
Oberbürgermeister Dominik Krause vorbehaltlos anschließt: 
„Die globale Sicherheitslage befindet sich derzeit in einer schweren Krise. 
Die russische Invasion in der Ukraine dauert nun schon das fünfte Jahr an 
und ein Ende ist nicht in Sicht. Es gibt bereits zu viele bewaffnete Konflikte 
auf der Welt, und nun ist ein neuer zwischen den USA, Israel und dem Iran 
hinzugekommen. 
Viele Menschen, darunter auch Zivilisten, kommen ums Leben. Lebens-
wichtige Infrastruktur wird zerstört. Die gegenseitigen Vergeltungsschläge 
und ihre Eskalation hin zu Angriffen auf Einrichtungen in immer mehr 
Ländern haben schwerwiegende Folgen nicht nur für die Region, sondern 
auch für die politische und wirtschaftliche Sicherheit der ganzen Welt. 
Wir befürchten zudem, dass die Missachtung der Rechtsstaatlichkeit, ein-
schließlich der UN-Charta, zu immer mehr bewaffneten Konflikten führen 
wird. Wir rufen daher alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Länder auf, 
unverzüglich einen Waffenstillstand zu vereinbaren und Frieden und Stabili-
tät wiederherzustellen. 
‚Mayors for Peace‘, ein globales Netzwerk von Kommunalpolitikerinnen und 
-politikern, das sich für den Schutz und die Sicherheit seiner Bürgerinnen 
und Bürger einsetzt und aus rund 8.600 Mitgliedsstädten in 166 Ländern 
und Regionen besteht, fordert nachdrücklich, dass internationale Streitig-
keiten durch diplomatische Bemühungen im Rahmen eines Dialogs gelöst 
werden. 
Der Einsatz von Gewalt gegen ein Land, der zum Tod unschuldiger Zivilis-
ten führt, ist völlig inakzeptabel. Im Namen von ,Mayors for Peace‘ erklären 
wir hiermit erneut, dass wir gemeinsam mit allen friedliebenden Men-
schen auf der ganzen Welt alles in unserer Macht Stehende tun werden, 
um einen dauerhaften Weltfrieden zu erreichen und eine Welt ohne Atom-
waffen zu schaffen.
Kazumi Matsui (Bürgermeister von Hiroshima) 
Shiro Suzuki (Bürgermeister von Nagasaki).“ 
Weitere Infos unter https://stadt.muenchen.de/infos/mayorsforpeace.html.

https://stadt.muenchen.de/infos/mayorsforpeace.html
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Zweites Fachgespräch zur Zukunft des Großmarktes München
(7.7.2026) Im Rahmen des vom Stadtrat beschlossenen Dialogprozesses 
zur Zukunft des Großmarktes München hat heute das zweite Fachge-
spräch stattgefunden. Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung sowie der 
Händlerschaft kamen dabei zusammen, um über die Standortfrage des 
Großmarktes zu sprechen.
Das Fachgespräch ist Teil einer Reihe von insgesamt vier Runden Tischen, 
die die Märkte München zur strukturierten Erörterung zentraler Zukunfts-
fragen des Großmarktes durchführen. Ziel ist es, gemeinsam tragfähige 
Grundlagen für die weitere politische und fachliche Bewertung zu erarbei-
ten.
Das Kommunalreferat hat in den vergangenen Wochen Gespräche mit 
Kommunen im Umland, dem Freistaat Bayern sowie weiteren Stakehol-
dern geführt, um auszuloten, welche Flächen grundsätzlich für einen künf-
tigen Großmarkt in Betracht kommen könnten. Auch die Händlerschaft ist 
aktiv geworden.
Die zuständige Bürgermeisterin Mona Fuchs, die die Fachgespräche zur 
Zukunft des Großmarktes leitet, betonte: „Nach dem breiten Einverneh-
men im ersten Fachgespräch, dass der Großraum München auch künftig 
einen leistungsfähigen Großmarkt benötigt, gehen wir heute den nächsten 
Schritt und beschäftigen uns mit der Standortfrage. Gleichzeitig ist klar, 
dass der heutige Standort in Sendling nach den Zielen des Koalitionsver-
trags perspektivisch einer anderen Entwicklung zugeführt werden soll. 
Mit großem Engagement und guter Stimmung ziehen Politik, Verwaltung 
und Händlerschaft an einem Strang, um die Zukunft des Großmarktes zu 
sichern.“
Die Ergebnisse des zweiten Fachgesprächs bilden eine wichtige Grund-
lage für das weitere Vorgehen. Ziel bleibt es, gemeinsam tragfähige Op-
tionen für einen zukunftsfähigen Großmarkt im Großraum München zu 
entwickeln.

Tag der Ersten Hilfe: Leben retten können alle
(7.7.2026) Mit der Botschaft „Frühzeitig mit einer Herz-Druck-Massage be-
ginnen!“ lädt das Gesundheitsreferat gemeinsam mit Unterstützer*innen 
und Kooperationspartner*innen am Samstag, 11. Juli, von 11 bis 16 Uhr 
zum Tag der Ersten Hilfe auf dem Marienplatz ein, für den Oberbürger-
meister Dominik Krause die Schirmherrschaft übernommen hat. 
In Deutschland erleiden jährlich mehr als 135.000 Menschen einen plötz-
lichen Herz-Kreislauf-Stillstand außerhalb eines Krankenhauses – aber nur 
ungefähr elf Prozent der Betroffenen überleben. Das liegt auch daran, dass 
nur in rund der Hälfte der Fälle umgehend mit Wiederbelebungsmaßnah-
men begonnen wird, noch bevor der Rettungsdienst eintrifft.
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Ausgebildete Ersthelfende stellen Wiederbelebungsmaßnahmen vor, Besu-
cher*innen können die Herz-Druck-Massage lernen, an Simulationspuppen 
üben und den Umgang mit einem Defibrillator (AED) ausprobieren. Wie 
man sich bei einem Kindernotfall am besten verhält, wird ebenfalls erklärt. 
Und auch das beliebte Teddybärkrankenhaus ist mit dabei. Zudem können 
verschiedene Fahrzeuge von Feuerwehr und Rettungsdienst aus der Nähe 
erlebt werden. So ist für die ganze Familie etwas geboten.
Oberbürgermeister Dominik Krause: „Noch immer überleben bei uns in 
Deutschland zu viele Menschen einen Herz-Kreislauf-Stillstand außerhalb 
eines Krankenhauses nicht oder nur mit schwersten bleibenden Schäden. 
Das betrifft gar nicht so selten auch jüngere Menschen. Andere europäi-
sche Länder sind hier schon deutlich weiter. Dabei könnten wir eigentlich 
alle ganz leicht Lebensretterinnen und Lebensretter sein. Deshalb möchte 
ich die Münchnerinnen und Münchner ermutigen, sich mit den Grundlagen 
der Wiederbelebung vertraut zu machen – und sich im Ernstfall zu trauen, 
Leben zu retten. Denn Hilfe im Notfall geht uns alle an!“
Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek: „Bei der Ersten Hilfe gilt: Falsch ist 
nur, gar nichts zu tun! Jede und jeder von uns kann in eine Situation kom-
men, in der alles von unserer Hilfe abhängt. Ich bin überzeugt: Wir können 
es auch in München schaffen, in den allermeisten Fällen sofort mit der 
Wiederbelebung zu beginnen. In Ländern wie Schweden klappt das bei-
spielsweise schon zu 80 Prozent. Bitte nutzen Sie diese Gelegenheit, die 
eigenen Kenntnisse zur Wiederbelebung aufzufrischen oder diese zu erler-
nen. Denn wer sich sicher darin fühlt, traut sich am Ende auch, im Notfall 
das Richtige zu tun!“
Unterstützt wird die Aktion durch die Münchner Verkehrsgesellschaft 
(MVG), die S-Bahn München/Deutsche Bahn (DB), den Deutschen Rat für 
Wiederbelebung (GRC) und den Arbeitskreis Notfallmedizin und Rettungs-
wesen e.V. (ANR). Neben der Berufsfeuerwehr München, den Münchner 
Hilfsorganisationen und dem Ärztlichen Kreis- und Bezirksverband (ÄKBV) 
gehören das Teddybärkrankenhaus München, die Erste-Hilfe-Schule 
McHELP, die Notfallakademie, die Bayerische Lebensretter Akademie, das 
Münchner Start-up Reavo und die Hebammenkoordinierungsstelle HebaVa-
ria e.V. zu den Kooperationspartner*innen.
Und weil es noch viele andere Wege gibt, ein Leben zu retten, bietet die 
Stadt in diesem Jahr erstmalig – gemeinsam mit der DKMS – einen Infor-
mationsstand zur Stammzellspende bei Erkrankungen wie Blutkrebs sowie 
die Möglichkeit, sich direkt als Stammzellspender*in zu registrieren und ty-
pisieren zu lassen. Dafür ist nur ein einfacher Wangenabstrich erforderlich.
Der Tag der Ersten Hilfe, der bereits zum fünften Mal stattfindet, ist nur 
eine der Maßnahmen, mit denen die Wiederbelebungsquote in München 
deutlich gesteigert werden soll:
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	- Mit dem Projekt „München rettet Leben“ (www.muenchen-rettet-leben.
de), der Smartphone-basierten Alarmierung von Ersthelfenden, werden 
qualifizierte Helfer*innen per App zu einem Notfall mit einem plötzlichen 
Herz-Kreislauf-Stillstand gelotst, wo sie unmittelbar mit Wiederbele-
bungsmaßnahmen beginnen können. „München rettet Leben“, dessen 
Schirmherr OB Krause ist, ist ein Gemeinschaftsprojekt der Stadt mit 
dem ANR (Arbeitskreis Notfallmedizin und Rettungswesen), der Integ-
rierten Leitstelle München sowie des Rettungszweckverbands, der ärztli-
chen Leitung Rettungsdienst und des Landkreises München.

	- Die Stadt hat 2025 das „Bündnis Lebensretter-Stadt München“ gegrün-
det. Damit soll möglichst vielen Münchner*innen Wiederbelebung in 
Schulen und künftig auch in Kindertageseinrichtungen, Senioreneinrich-
tungen und Unternehmen beigebracht werden. Neben Wiederbelebungs-
trainings an Schulen in Kooperation mit der Björn Steiger Stiftung und 
den Hilfsorganisationen in München konnte in diesem Jahr erstmalig 
auch ein Wiederbelebungskurs für Senior*innen in Kooperation mit dem 
Münchner Bildungswerk organisiert werden.

Weitere Informationen zum Tag der Ersten Hilfe und zu den weiteren Pro-
jekten unter www.muenchen.de/erste-hilfe-tag. 

Schulwettbewerb zur Stadtentwicklung: Gewinner*innen stehen fest
(7.7.2026) „Staying cool - Hitzemanagement in der Innenstadt und am The-
resien-Gymnasium“: Für diesen mit viel Liebe zum Detail entstandenen 
Beitrag haben neun Schüler*innen vom Leistungskurs Kunst am Staat-
lichen Theresien-Gymnasium München den ersten Preis des Münchner 
Schüler*innen-Wettbewerbs zur Stadtentwicklung gewonnen. 
Am 6. Juli überreichten Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Eli-
sabeth Merk und Stadtschulrat Florian Kraus im PlanTreff die Preise. Die 
Ausstellung mit allen Beiträgen ist bis 31. Juli im PlanTreff, Blumenstraße 
31, zu sehen.
Auch in diesem Jahr haben sich wieder zahlreiche Kinder und Jugendliche 
mit den Fragen auseinandergesetzt, wie sich unsere Stadt weiterentwi-
ckeln soll, was ihnen dabei wichtig ist und wie das München von morgen 
ihren Wünschen begegnen kann. Eingereicht wurden elf kreative Beiträge 
in Form von Collagen und Modellen. Besonders wichtig waren den jungen 
Menschen dabei neue Aufenthalts- und Begegnungsorte für junge Men-
schen, Maßnahmen zum Umgang mit Hitze in der Stadt, die Aufwertung 
von Freiräumen sowie die Förderung von Sicherheit und Gemeinschaft 
im öffentlichen Raum. Eine Jury aus Jugendlichen, Lehrkräften, Stadtpla-
ner*innen sowie Mitarbeitenden verschiedener städtischer Referate und 
des Kreisjugendrings München-Stadt hat die Projekte bewertet. 

http://www.muenchen-rettet-leben.de
http://www.muenchen-rettet-leben.de
http://www.muenchen.de/erste-hilfe-tag
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Der erste Platz „Staying cool - Hitzemanagement in der Innenstadt und am 
Theresien-Gymnasium“ ging an neun Schüler*innen des Leistungskurses 
Kunst vom Staatlichen Theresien-Gymnasium München. Die Schüler*innen 
hatten sich seit März 2026 im Rahmen des Architekturhalbjahres mit Hit-
zemanagement beschäftigt. Nach einer Veranstaltung und einem Brainstor-
ming entstanden Stichpunkte wie „Schatten“, „grün“ und „Klimamaßnah-
men“. Die Schüler*innen entwickelten darauf basierende Beiträge, die sich 
auf das Schulhaus und städtische Orte in München beziehen.
Der zweite Platz ging an „Alles München – Stadtperspektive von Münch-
ner Kindern“. Zehn Kindertageseinrichtungen hatten von September 2025 
bis Mai 2026 das Thema „Alles München“ erforscht. Die Kinder erkunde-
ten ihren Stadtteil und die Innenstadt, wobei ihre Kunstwerke ihre Pers-
pektiven auf München zeigen. Für den Wettbewerb wurden zwei Exponate 
ausgewählt: „Unser Haus in der Stadt“ und „Das Wunderhaus“.
Den dritten Platz wurde zweimal vergeben: Zum einen an „Au-Haidhausen 
als Zukunftsstadtteil – Ein Konzept für ein nachhaltiges und lebenswertes 
München“ Zwölf Schüler*innen der 11. Klasse vom Isar Gymnasium zielen 
mit ihrem Modell darauf ab, Haidhausen durch Begrünung, nachhaltige 
Mobilität, multifunktionale Gebäude und barrierefreie öffentliche Räume 
zukunftsfähig und lebenswerter zu gestalten. Dabei sollen Umwelt, soziale 
Gerechtigkeit und gute Infrastruktur Hand in Hand gehen, um den Stadtteil 
nachhaltig zu entwickeln und die Lebensqualität für alle Bewohner zu ver-
bessern.
Den zweiten dritten Platz erhielt der Beitrag „Der neue Brunnen am Wei-
ßenburger Platz“. Jonah und Felix, beide neun Jahre alt, vom Oratorium 
Don Bosco haben ein Lego-Modell als neue Version des Brunnens am 
Weißenburger Platz gebaut. Damit möchten sie den alten Brunnen ver-
schönern, mit sauberem Wasser, neuen Wänden, einem Kiosk, Beeten und 
Sitzplätzen. 
Alle Wettbewerbsteilnehmer*innen bekamen eine Urkunde und eine An-
erkennung, die erstplazierten Beiträge erhielten zudem einen Beitrag zur 
Klassenkasse. Alle Projekte sind noch bis 31. Juli, jeweils Dienstag bis 
Freitag von 12 bis 18 Uhr im PlanTreff zu sehen. Der PlanTreff ist rollstuhl-
gerecht zugänglich, eine barrierefreie Toilette ist vorhanden. Der Eintritt ist 
frei.
Den Münchner Schüler*innen-Wettbewerb gibt es seit 1998. Das Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung und das Referat für Bildung und Sport 
loben ihn jedes Jahr gemeinsam aus. Ziel ist es, junge Menschen dazu zu 
animieren, sich mit der Stadt und ihren Entwicklungen auseinanderzuset-
zen – auch im Konsens mit anderen.
Weitere Info unter www.muenchen.de/schulwettbewerb.

http://www.muenchen.de/schulwettbewerb
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Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 22
(7.7.2026) Oberbürgermeister Dominik Krause teilt in Abstimmung mit dem 
Bezirksausschuss 22 (Aubing-Lochhausen-Langwied) mit, dass die Bür-
gerversammlung des 22. Stadtbezirks am Dienstag, 21. Juli, 19 Uhr, in der 
Mensa des Bildungscampus Freiham, Helmut-Schmidt-Allee 41, stattfin-
det.
Zu Beginn informieren die Versammlungsleitung und der Stadtrat sowie 
Bezirksausschussvorsitzende Sebastian Kriesel (CSU-Stadtratsfraktion) 
über wichtige Themen und Projekte im Stadtbezirk.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1. Bauvorhaben im Stadtbezirk – aktueller Sachstand, Zeitschiene
	- Kurzübersicht zu den Bebauungsplänen Freiham:  
- Entwicklung, nächste Baufortschritte

2. Verkehrskonzept im Stadtbezirk – aktueller Sachstand
	- Verkehrsbelastung der Hauptverkehrsstraßen, Ausbau A99
	- Sperrung des Allacher Tunnels mit Auswirkungen auf den Stadtbezirk 
Freiham:  
- Überblick über die geplanten Verkehrsmaßnahmen sowie das geplante 
Verkehrskonzept  
- Erweiterung von Parkplätzen

3. Ausbau S-Bahnstrecke S4 – aktueller Sachstand, Zeitschiene
	- Auswirkung des Ausbaus der Bahnstrecke München-Buchloe
	- Neubau der Eisenbahnüberführungsbauwerke entlang der Strecke
	- Neubau und Herstellung der Barrierefreiheit S-Bahnhof Aubing
4. Sanierungsgebiet Neuaubing-Westkreuz – aktueller Sachstand, Zeit-

schiene
	- Überblick zu den bisher erreichten Zielen, weitere Schritte
	- Eröffnung Ladenzentrum Wiesentfelser Straße
	- Dorfplatz Ubostraße 7-9, weitere Schritte
	- Sanierung städt. Liegenschaft, Altostraße 16, Zeitplan
5. Kultur im Stadtbezirk – aktueller Sachstand
	- Stadtteilkulturzentrum Grete in Freiham
	- Neue Trägerschaft Bürgersaal Westkreuz
Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreter*innen aus folgenden Bereichen inte-
ressierten Bürger*innen Rede und Antwort: Baureferat – Gartenbau und 
Tiefbau, Mobilitätsreferat – Straßenverkehr, Referat für Klima- und Um-
weltschutz – Energieberatung des Bauzentrums, KVR – Bezirksinspektion, 
Gesundheitsreferat – Gesundheitstreff Freiham, Patientenbeauftragte der 
Stadt und Friedhöfe und Bestattungen München, Münchner Verkehrsge-
sellschaft, der Stadtrat sowie Bezirksausschussvorsitzende Sebastian Krie-
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sel und in der Regel Seniorenbeirat, Polizeiinspektion, Stadt-Information 
sowie das örtlich zuständige Sozialbürgerhaus.
Anträge, Anfragen und Abstimmungen
Anträge und Anfragen sind in der Bürgerversammlung persönlich zu stel-
len und schriftlich einzureichen. Das Formular hierfür und weitere Infos
finden sich unter www.muenchen.de/buergerversammlung. Das Formular 
wird auch zu Beginn der Bürgerversammlung ausgegeben.
Alle Besucher*innen, die an den Abstimmungen teilnehmen wollen, wer-
den gebeten, ihren amtlichen Lichtbildausweis mitzubringen, um sich als 
Stadtviertel-Bürger*in ausweisen zu können. Sie erhalten daraufhin eine 
Karte, die sie berechtigt, an allen Abstimmungen mitzuwirken.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im 
Wortlaut in der Geschäftsstelle West der Bezirksausschüsse 20, 21, 22, 23 
und 25, Landsberger Straße 486, für die Öffentlichkeit ausgelegt. Ebenfalls 
können in der Geschäftsstelle die Sitzungsvorlagen des Stadtrates bezie-
hungsweise des Bezirksausschusses zur Behandlung der Anträge einge-
sehen werden. Zudem kann unter www.muenchen.de/newsletter-bv ein 
Newsletter zum jeweiligen Stadtbezirk abonniert werden, der aktuell über 
die Bürgerversammlung informiert.
Barrierefreiheit
Ein Gebärdensprachdolmetscherdienst steht zur Verfügung. Der Versamm-
lungsort ist rollstuhlgerecht. Erklärungen zu der Bürgerversammlung in 
Leichter Sprache gibt es unter https://stadt.muenchen.de/leichte-sprache/
infos/buerger-versammlung-ls.html.

Jugend-Infomesse zu Auslandsaufenthalten
(7.7.2026) Von Au-pair über Freiwilligendienste, Praktika und Schüleraus-
tausch bis hin zu Work and Travel – viele junge Menschen träumen davon, 
nach der Schule oder während ihrer Ausbildung ins Ausland zu gehen.
Bei der Messe „Wege ins Ausland“ am Donnerstag, 16. Juli, von 9 bis 14 
Uhr im Berufsinformationszentrum (BiZ) in der Kapuzinerstraße 30 haben 
Jugendliche die Möglichkeit, sich unabhängig über weltweite Auslandsauf-
enthalte zu informieren und beraten zu lassen.
Neben dem Messebereich mit rund 20 Infotischen von Agenturen, Anbie-
tern und Austauschorganisationen gibt es bei freiem Eintritt insgesamt vier 
Vorträge, die unabhängig und neutral über die verschiedenen Möglichkei-
ten eines Auslandsaufenthalts informieren.
Bildungsexpert*innen, Programmkoordinator*innen sowie ehemalige Teil-
nehmer*innen stehen den Jugendlichen für individuelle Fragen zur Verfü-
gung. Darüber hinaus informieren das Team von Europe Direct München 
sowie Expert*innen des Referats für Bildung und Sport am blauen Euro-
pa-Mobil über den Europäischen Freiwilligendienst sowie das Erasmus+ 
Programm für Berufsschulen.
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Veranstalter der Messe sind Europe Direct München, das Berufsinformati-
onszentrum der Agentur für Arbeit München, das Amerikahaus München, 
das Jugendinformationszentrum (JIZ/Eurodesk-Partner München), die 
Münchner Stadtbibliothek und die Münchner Volkshochschule.
Für Schulklassen ist eine Anmeldung notwendig per E-Mail an muenchen.
veranstaltungsmanagement@arbeitsagentur.de
Weitere Informationen und das Programm gibt es online unter 
www.wege-ins-ausland-messe.de. 
Rückfragen sind per E-Mail an europe-direct@muenchen.de möglich.

Public Art München: Exkursionen durch den Stadtraum
(7.7.2026) Im Rahmen des „Focus Year“ finden im Juli mit den Public Art 
Exkursionen weitere künstlerische Performances von Münchner Künst-
ler*innen im Stadtraum statt:
	- Am Donnerstag, 9. Juli, 20.30 Uhr, verwandelt der rund zweistündige 
Soundwalk „Ankunftsschichten“ von Bülent Kullukcu und Anton Kaun 
am Georg-Freundorfer-Platz München in ein hörbares Stadtsystem. Bei 
diesem mobilen Klang- und Film-Soundwalk verschmelzen Umgebungs-
geräusche und Publikumsaktionen in Echtzeit zu einer Live-Komposition, 
begleitet von Kurzfilmen, die das Stadtbild und die Stimmen seiner Be-
wohner*innen reflektieren.

	- Stefanie Zoche und Claus Biegert thematisieren an drei Abenden mit ih-
rem performativen Projekt „Flussabwärts denken“ an den Ufern der Isar 
das Verhältnis zwischen Mensch, Mitwelt und Natur sowie die Rechte 
der Natur. Am Samstag, 11. Juli, 21 Uhr, treffen sich der Schriftsteller Ilija 
Trojanow und die Journalistin Kathrin Hartmann zu einem Dialog über 
„Quellen“ am Rotsteinufer, nordöstlich des Flauchers. Am Donnerstag, 
16. Juli, 21 Uhr, diskutieren Anita Idel und Torsten Schäfer am Treffpunkt 
südlich der Braunauer Eisenbahnbrücke über das „Ufer“ – ein spezifi-
sches Ökosystem und eine bedrohte Region. Der dritte Gesprächsabend 
mit Filmvorführung findet am Donnerstag, 30. Juli, 21 Uhr, nördlich der 
Braunauer Eisenbahnbrücke statt. Der Abend mit dem Schriftsteller 
Gert Heidenreich und der Kulturanthropologin Jenny Garcia Ruales zum 
Thema „Mündung“ ist dem Umgang mit der Dimension der Zeit gewid-
met. 

	- Judith Egger startet am Samstag, 25. Juli, 11 Uhr, vom Vater-Rhein-Brun-
nen aus mit ihrer Kostümdemo „Ungeordneter Aufmarsch der Holobion-
ten“. Die rund zweistündige Kunstprozession will auf die zentrale Rolle 
von Pflanzen, Natur und ökologischer Diversität aufmerksam machen.  

	- Zwei mobile Tanz-Exkursionen unter dem Titel „Munich Through the Eyes 
of Dance“ von Sandra Chatterjee und Chakkars machen Orte des städti-
schen Tanzlebens jenseits offizieller Stadt- und Tanzgeschichte sichtbar: 

http://www.wege-ins-ausland-messe.de
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migrantische Communities, alternative Szenen, Clubs, Parks, Keller und 
Orte, die heute teilweise nicht mehr existieren. Die Führungen starten 
am Samstag, 25. Juli, 19 Uhr, am Treffpunkt Dachauer Straße/Ecke Hed-
wig-Dransfeld-Allee und am Samstag, 1. August, 20.30 Uhr, am Treffpunkt 
EineWeltHaus, Schwanthalerstraße 80.

Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei. Ausführliche Infos und Pro-
gramm unter www.publicartmuenchen.de.

„Cinema Iran“ findet 2026 nicht statt
(7.7.2026) Seit mehr als zehn Jahren schafft „Cinema Iran“ Räume für 
Begegnungen, Gespräche und neue Perspektiven auf den Iran, die in der 
täglichen Nachrichtenflut untergehen. Mit Spiel-, Dokumentar- und Kunstfil-
men ermöglicht das Festival differenzierte Einblicke in die iranische Gesell-
schaft und fördert den Dialog zwischen der Diaspora und der Münchner 
Stadtgesellschaft. Angesichts der anhaltenden Kriegs- und Krisenlagen 
kann das Festival 2026 nicht stattfinden. Zwar ist gerade in Zeiten von 
Krieg, Unterdrückung und Polarisierung kultureller Austausch essenziell. 
Zugleich braucht „Cinema Iran“ eine Atmosphäre der Offenheit und Be-
gegnung, die derzeit nicht gegeben ist. In der Hoffnung, künftig wieder 
ein Ort der Begegnung sein zu können, legt das Festival eine Pause ein. 
„Cinema Iran“ zeigt seit 2014 aktuelle Filme aus und über den Iran. Seit 
2016 ist es Mitglied im Filmstadt München e.V. und kooperieriert mit der 
Münchner Stadtbibliothek. 

http://www.publicartmuenchen.de


Rathaus Umschau
7.7.2026, Seite 18

Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 7. Juli 2026

Bauvorschriften und Satzungen entschlacken
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Hans-Peter Mehling und Manuel 
Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 2.12.2025

Sozialer Wohnungsbau braucht Verlässlichkeit – Festes Fördermittel-
budget für München
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Ursula Harper, Mo Lüt-
tig, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Strasser, Florian Schönemann, Christian 
Smolka, Sibylle Stöhr und Sebastian Weisenburger (Fraktion Die Grünen – 
Rosa Liste – Volt) vom 11.12.2025

Repräsentative Erhebung der Fehlbelegung im geförderten Woh-
nungsbestand der Landeshauptstadt München
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 12.12.2025

Kulturangebote im öffentlichen Raum entkommerzialisieren 
Antrag Stadtrat Thomas Lechner vom 19.2.2026

Unsere Stadt entkolonialisieren!
Antrag Stadtrat Thomas Lechner vom 19.2.2026

Mieter*innenkommunikation der Münchner Wohnen GmbH in der 
Siedlung Neuhausen
Anfrage Stadtrat Stefan Jagel (Die Linke) vom 25.2.2026
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Bauvorschriften und Satzungen entschlacken
Antrag Stadtrats-Mitglieder Heike Kainz, Hans-Peter Mehling und Manuel 
Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 2.12.2025

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Ihrem Stadtratsantrag Nr. 20-26/A 06125 vom 2.12.2025 wird das 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung gebeten, angesichts der aus 
Sicht der Antragstellenden dringenden Herausforderungen im Münchner 
Wohnungsbau und der häufig geäußerten Kritik an bestehenden Bau-
vorschriften und Satzungen, insbesondere der Stellplatzsatzung, Baum-
schutzverordnung und Zweckentfremdungssatzung, einen Vorschlag zur 
Entschlackung dieser Vorschriften einbringen. Ziel der Antragstellenden 
ist es, eine bürgernahe Verwaltung zu fördern, die Verwaltungsabläufe zu 
beschleunigen und die Schaffung von Wohnraum in der Landeshauptstadt 
München zu erleichtern.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlauben wir uns, Ihren Antrag mit die-
sem Schreiben zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag vom 2.12.2025 teilt Ihnen das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung bezüglich der in seiner Zuständigkeit liegenden Stellplatz-
satzung und Baumschutzverordnung der Landeshauptstadt München Fol-
gendes mit:

Stellplatzsatzung
Der Stadtrat hat in der Sitzung des Ausschusses für Stadtplanung und Bau-
ordnung vom 17.9.2025 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 17769) den Neuerlass 
der Satzung der Landeshauptstadt München zur Einführung einer Pflicht 
zum Nachweis von notwendigen Stellplätzen für Kraftfahrzeuge (Stellplatz-
satzung – StPlS) beschlossen. Die Stellplatzsatzung der Landeshauptstadt 
München trat am 3.10.2025 in Kraft und kann auf dem offiziellen Stadtpor-
tal abgerufen werden unter: https://stadt.muenchen.de/rathaus/stadtrecht/
vorschrift/926.pdf. 

Der in der bis 30.9.2025 geltenden Münchner Stellplatzsatzung in § 3 StPlS 
a.F. enthaltene Berechnungsschritt für die lagebedingte Ermäßigung der 
Zahl der notwendigen Stellplätze für Nichtwohnnutzungen wurde in den 
aktuellen Satzungstext der Münchner Stellplatzsatzung nicht übernommen. 
Stattdessen wurden in Anlage 1 zur Stellplatzsatzung (= Richtwerttabelle) 
die konkreten Richtwerte für Nichtwohnnutzungen zonenabhängig darge-
stellt. Dies dient der Entschlackung und Vereinfachung der Satzung, der 

https://stadt.muenchen.de/rathaus/stadtrecht/vorschrift/926.pdf
https://stadt.muenchen.de/rathaus/stadtrecht/vorschrift/926.pdf
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Erleichterung für den Bauvollzug und erhöht die Transparenz der künftigen 
Satzung gegenüber den Bauherr*innen und der Öffentlichkeit insgesamt. 
Damit wurde bereits den o.g. Antragszielen nach einer bürgernahen Ver-
waltung und der Möglichkeit einer Beschleunigung der Bauvollzugspraxis 
entsprochen.

Auch die Schaffung von Wohnraum in der Landeshauptstadt München war 
und ist Ziel des Referats für Stadtplanung und Bauordnung, das auch in-
nerhalb der Stellplatzsatzung sichtbar wird. So verblieb es bei Wohnungen 
bei einem Stellplatzrichtwert von 1 Stellplatz je Wohnung [trotz der grund-
sätzlich möglichen Obergrenze von „2 Stellplätzen je Wohnung“ in der 
Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der 
notwendigen Stellplätze (Garagen- und Stellplatzverordnung – GaStellV)]. 
Zudem erfolgten einzelne Richtwertanpassungen beispielsweise zugun-
sten von Mietwohnungen, für die eine Bindung nach dem Bayerischen 
Wohnraumförderungsgesetz (BayWoFG) besteht [Ziffer 1.1 b) Anlage 1 zur 
StPlS] sowie ergänzend für Mietwohnungen, für die eine Mietpreis- und 
Belegungsbindung außerhalb des BayWoFG, aber nach Vorgaben der Lan-
deshauptstadt München besteht [Ziffer 1.1 c) Anlage 1 zur StPlS]. Beide 
Richtwertanpassungen tragen zu Erleichterungen im Wohnungsbau bei. 

Auch die in den Satzungstext neu aufgenommene Ausnahmeregelung der 
Stellplatzpflicht (§ 2 Abs. 2 2. HS StPlS) nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b 2. HS 
BayBO fördert die Schaffung von Wohnraum, wenn sie zu Wohnzwecken 
erfolgen, für Nutzungsänderungen, für den Ausbau von Dachgeschossen, 
den Einbau weiterer Wohnungen in bestehende Wohngebäude und die 
Aufstockung von Wohngebäuden.

Bereits im Sitzungstermin des Ausschusses für Stadtplanung und Bau-
ordnung vom 16.7.2025 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 17088), wurde das 
Mobilitätsreferat gebeten, bis zum 31.12.2026 einzelne Aspekte der Stell-
platzsatzung der Landeshauptstadt München themenspezifisch zu prüfen, 
u.a. hinsichtlich des tatsächlichen Stellplatzbedarfs verschiedener Nut-
zungsarten, einer Weiterentwicklung der bisherigen Zonen der Münchner 
Stellplatzsatzung, unterschiedlicher Richtwerte für Wohnnutzungen nach 
Lage und weitere Prüfaufträge.
Die Ergebnisse dieser Prüfaufträge stehen derzeit noch aus und bleiben 
daher abzuwarten. Die Ergebnisse sollen aber bis 31.12.2027 in einer 
gemeinsamen Sitzungsvorlage des Referats für Stadtplanung und Bau-
ordnung mit dem Mobilitätsreferat dargestellt werden sowie einen Ent-
scheidungsvorschlag für den Stadtrat unterbreiten. Die Ausgestaltung 
dieses Vorschlags ist abhängig von den Ergebnissen der Prüfaufträge des 
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Mobilitätsreferats, der rechtlichen und verkehrsrechtlichen Umsetzbarkeit 
sowie der Praktikabilität für den Vollzug.

Baumschutzverordnung
Die neue Baumschutzverordnung der Landeshauptstadt München (Baum-
schutzV) ist mit Wirkung zum 31.12.2025 in Kraft getreten. Dabei wur-
den die Vorgaben teilweise verschärft. Diese Änderungen wurden nach 
sorgfältiger Abwägung der Vor- und Nachteile seitens der Verwaltung 
vorgeschlagen und vom Stadtrat in der Vollversammlung vom 26.11.2025 
(Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 17557) beschlossen. Dabei wurde selbstver-
ständlich auch der Aspekt der Vereinfachung und Entbürokratisierung mit 
einbezogen. Im Ergebnis überwiegen aber die verfolgten Schutzzwecke: 
Die Inhalte der Verordnung stehen im Einklang mit dem sog. Grundsatzbe-
schluss des Stadtrats (Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und 
Bauordnung vom 11.10.2023, Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 09944, „Novel-
lierung der Baumschutzverordnung. Perspektiven zur weiteren Stärkung 
des Baumschutzes“) sowie zahlreichen Anträgen aus der Stadtgesellschaft 
zur Stärkung des Baumschutzes. Die in der Verordnung enthaltene Rechts-
grundlage zur Forderung von Ersatzpflanzungen und Ausgleichszahlung 
bedurfte zudem einer grundlegenden Überarbeitung, nachdem die Recht-
sprechung mehrfach Zweifel hinsichtlich der Bestimmtheit der alten Rege-
lung geäußert hatte.

Die Senkung des erforderlichen Stammumfangs von 80 cm auf 60 cm 
fördert die in der Baumschutzverordnung genannten sowie weitere 
stadtweite Ziele, wie z.B. mehr Klimaschutz, mehr Biodiversität und das 
Schwammstadt-Prinzip (vgl. Klimaanpassungskonzept 2016 und Biodiver-
sitätsstrategie 2018). 

Durch die Ausweitung auf Bäume mit geringerem Stammumfang werden 
auch jüngere Bäume mit regelmäßig guten Zukunftsaussichten geschützt. 
Die Erweiterung des Schutzgegenstands führt voraussichtlich zu keinem 
erheblichen Anstieg der Verfahren. Da jüngere Bäume zwischen 60 cm 
bis 80 cm im Allgemeinen noch gesund sind, sind rein baumbedingte Fäll-
gründe und damit ein signifikanter Verfahrensanstieg im Einzelfällungsver-
fahren kaum zu erwarten. Bei Fällanträgen im Rahmen von Baugenehmi-
gungsverfahren war auch schon in der Vergangenheit bereits der gesamte 
Gehölzbestand auf dem Grundstück darzustellen. Durch die Reduzierung 
des erforderlichen Stammumfangs auf 60 cm wird aktuell mit einer Erhö-
hung der von der Behörde zu beurteilenden Baummenge um etwa 15% 
gerechnet.
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Obstbäume waren nach der alten Baumschutzverordnung nicht geschützt. 
Wegen der besonderen Bedeutung von Obstbäumen für den Artenschutz 
(Bienenweide) sowie die Biodiversität und wegen des ebenfalls positiven 
Effekts auf das Ortsbild durch die auffällige Blüte wurde diese Ausnahme 
jetzt aufgehoben. Ein erhöhtes Aufkommen von Anträgen wegen Schnitt-
maßnahmen ist nicht zu befürchten, da der fachgerechte Gehölzschnitt 
nach den anerkannten Regeln der Technik zum Erhalt/der Förderung des 
Bestands von den Verboten der Verordnung ausgenommen ist (§ 4 Nr. 5 
BaumschutzV). Für einen Obstbaum ist wieder ein Obstbaum zu pflanzen, 
sodass der Bestand an Obstbäumen insgesamt nicht weiter abnimmt.

Fichten aus dem Schutz der Baumschutzverordnung herauszunehmen, 
ist unseres Erachtens vor dem Hintergrund der Schutzzwecke der Baum-
schutzverordnung (Durchgrünung, Ortsbild-verbesserung, Abwehr schäd-
licher Umwelteinwirkungen, Erhaltung des Naturhaushalts etc.) nicht 
sinnvoll. Auch für Fichten gilt, dass sie regelmäßig zur Förderung der Ziele 
der Baumschutzverordnung beitragen. Wird ihre Fällung genehmigt, ist 
in der Regel Ersatz zu leisten. Wenn sie aber z.B. am Ende ihrer biologi-
schen Existenz stehen und keinen nennenswerten ökologischen Beitrag 
mehr leisten, kann die Verpflichtung zur Ersatzleistung aufgrund fehlender 
Verhältnismäßigkeit entfallen. Würde die Fichte dagegen nicht unter die 
Baumschutzverordnung fallen, wäre die Fällung vitaler Fichten ohne Ersatz-
pflanzungsverpflichtung regelmäßig zulässig. Dies wäre ein Rückschritt 
gegenüber den Regelungen der alten Baumschutzverordnung. Darüber 
hinaus entstünden bei der Herausnahme der Fichten für Bürger*innen 
zusätzlich neue Unklarheiten und Aufwendungen in der konkreten Abgren-
zung zu den ähnlich aussehenden Tannen, Douglasien und anderen ähn-
lichen Nadelgehölzen. Die aktuelle Regelung ist damit bürgerfreundlicher 
und klarer.

Zu Ihrem Antrag vom 2.12.2025 teilt Ihnen das Sozialreferat bezüglich der 
in seiner Zuständigkeit liegenden Zweckentfremdungssatzung der Landes-
hauptstadt München Folgendes mit:

Zweckentfremdungssatzung
Der gegenständliche Antrag bezieht sich inhaltlich auf eine Änderung des 
Vollzuges der Zweckentfremdungssatzung. Die Zweckentfremdungssat-
zung ist nach Wunsch der Antragstellenden so zu ändern, dass sie nicht 
mehr auf genehmigte Wohngebäudeabbrüche angewendet wird. Dies 
würde aus ihrer Sicht die Umsetzung neuer Wohnprojekte erheblich er-
leichtern und beschleunigen. 
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Das Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration, ist für den Vollzug der 
Satzung der Landeshauptstadt München über das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum (ZeS), sogenannte Zweckentfremdungssatzung, 
zuständig gemäß § 2 Abs. 1 ZeS. 

Dem Sozialreferat ist selbstverständlich ein – wo rechtlich zulässig und 
sinnhaft – möglichst unbürokratisch handhabbarer Vollzug sehr wichtig. 
Hierzu werden bestehende Abläufe kontinuierlich hinterfragt und bei Be-
darf weiterentwickelt. 

Dies trägt nicht nur dazu bei, der (zu Recht) vorhandenen Erwartungs-
haltung der Bürger*innen in Bezug auf eine möglichst niederschwellige 
Bearbeitung ihres Anliegens gerecht zu werden, sondern steigert auch die 
Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung. 
Das für den Vollzug des Zweckentfremdungsrechts zuständige Amt für 
Wohnen und Migration konzipierte daher eine Möglichkeit mit dem Ziel, 
die zweckentfremdungsrechtliche Handhabung von Abbrüchen in Zukunft 
unbürokratischer zu gestalten und damit zu vereinfachen. 

Diese Konzeption sieht inhaltlich Folgendes vor: 
Der Abbruch von Wohnraum ist künftig zweckentfremdungsrechtlich dem 
Grunde nach in vielen Fällen verfahrensfrei zulässig. 
Das bedeutet, dass ein Abbruch von Wohnraum zwar auch weiterhin den 
Tatbestand einer Zweckentfremdung erfüllt, jedoch bei Vorliegen gewisser 
Voraussetzungen keiner entsprechenden Genehmigung mehr bedarf.

Eine Zweckentfremdungsgenehmigung ist nach diesem Konzept nicht 
mehr erforderlich, wenn im Zusammenhang mit einem erfolgten Abbruch 
neuer Wohnraum geschaffen wird und zugleich bestimmte Voraussetzun-
gen prüfbar erfüllt sind.

Eine Ausnahme von der zuvor dargestellten Verfahrensfreistellung ist für 
Wohnraum geplant, der in Erhaltungssatzungsgebieten abgebrochen wird.
In diesen Gebieten unterliegt bestehender Wohnraum einem gesonderten 
Schutz. Ein Abbruch ist daher von Gesetzes wegen genehmigungspflichtig 
(vgl. § 172 Abs. 1 Satz 1 Baugesetzbuch [BauGB]).

Damit das beschriebene Konzept einer Verfahrensfreistellung praktisch zur 
Anwendung gelangen kann, ist zwingend eine Änderung bzw. eine Ergän-
zung der Zweckentfremdungssatzung erforderlich.
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Derzeit erfolgt im Sozialreferat die detaillierte Ausgestaltung der dargestell-
ten grundsätzlichen Genehmigungsfreiheit. Spätestens im Juni 2026 wird 
der Stadtrat mit der Entscheidung über eine entsprechende Satzungsände-
rung befasst werden.

Zusammenfassung
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass referatsübergreifend stets ver-
sucht wird, einen Kompromiss dahingehend zu finden, den Satzungs- und 
Verordnungstext möglichst schlank zu halten und dennoch all diejenige 
Regelungen aufzunehmen, die für die Praxis und den Vollzug (rechtlich/klar-
stellend) notwendig sind und der Transparenz der Öffentlichkeit dienen.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Sozialer Wohnungsbau braucht Verlässlichkeit – Festes Fördermittel-
budget für München
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Ursula Harper, Mo Lüt-
tig, Clara Nitsche, Angelika Pilz-Strasser, Florian Schönemann, Christian 
Smolka, Sibylle Stöhr und Sebastian Weisenburger (Fraktion Die Grünen – 
Rosa Liste – Volt) vom 11.12.2025

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Ihrem Antrag vom 11.12.2025 haben Sie die Stadtverwaltung beauf-
tragt, auf Arbeitsebene mit dem Freistaat Bayern über ein jährliches Min-
destbudget von Fördermitteln für den sozialen Wohnungsbau in München 
zu verhandeln. Nach Ihrem Antrag soll dieses Mindestbudget einen festen 
Anteil für die gemeinwohlorientierte Wohnungswirtschaft enthalten. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlauben wir uns, Ihren Antrag als Brief 
zu beantworten.Zu Ihrem Antrag vom 11.12.2025 teilt Ihnen das Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung Folgendes mit:

Die Einkommensorientierte Förderung (EOF) gibt es seit dem Jahr 2002 
und mit deren Hilfe werden Mietwohnungen für die unteren Einkommens-
gruppen der Münchner Bevölkerung zur Verfügung gestellt. Aufgrund der 
hohen Baukosten in München kofinanziert die Landeshauptstadt München 
die staatliche EOF Förderung mit kommunalen Finanzmitteln. In den letz-
ten 10 Jahren (2016-2025) konnten dadurch 6.774 EOF-Wohnungen fertig 
gestellt werden. 

Seit dem Bewilligungsjahr 2025 ist die Kontinuität der staatlichen Mittelzu-
weisungen an die Landeshauptstadt München verloren gegangen. Bis zum 
Bewilligungsjahr 2024 wurden auskömmliche und an den Bedarf der Vor-
jahre angepasste staatlichen Mittel in zwei Tranchen, im ersten und vierten 
Quartal eines Jahres, an die Bewilligungsstellen zugewiesen. Hierdurch 
wurde Planungssicherheit für die Bauherr*innen gewährleistet und es 
konnten das ganze Bewilligungsjahr hinweg Förderbescheide erteilt wer-
den. Dieses etablierte Verfahren wurde jedoch zum Bewilligungsjahr 2025 
außer Kraft gesetzt. Der sogenannte „Wohnungsbau-Booster Bayern“ 
des Jahres 2023 führte zu attraktiven Förderkonditionen für die EOF und 
folglich auch zu einer erhöhten Nachfrage, was wiederum in einem Förder-
mittelstopp zur Vermeidung einer weiteren Überzeichnung der staatlichen 
EOF-Fördermittel resultierte. 
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Im Jahr 2025 wurden noch im 1. Quartal der Landeshauptstadt München 
staatliche Mittel in Höhe von ca. 24 Mio. € zur Bewilligung zugewiesen. 
Weitere Mittelzuweisungen an die Landeshauptstadt München im Jahr 
2025 wurden zum damaligen Zeitpunkt nicht in Aussicht gestellt. Die 
Landeshauptstadt München hat auf den damaligen Ausfall der staatlichen 
Mittelzuweisungen für die Einkommensorientierte Förderung mit der Ein-
führung der „Kommunalen EOF“ reagiert vor allem für genossenschaftli-
che Wohnprojekte reagiert (vgl. Sitzungsvorlage vom 28.5.2026 mit der Nr. 
20-26 V/16626). 
Der Landeshauptstadt München wurden Ende 2025 ca. 63 Mio. € im 
sog. Herbstpaket 2025 in Aussicht gestellt. Eine Bewilligung von EOF-
Projekt(en) mit diesen Finanzmitteln ist jedoch erst im Jahr 2026 möglich. 
Mit dem sogenannten „Winterpaket 2025-2026“ wurden der Landes-
hauptstadt München weitere 58,6 Mio. € zur Bewilligung im Jahr 2026 in 
Aussicht gestellt. Wann die Bewilligung dieser Fördermittel rechtssicher 
erfolgen kann, ist bislang aber unklar.  

Die Bewilligungsstelle begrüßt die staatlichen EOF-Mittelzuweisungen, 
jedoch ist mit den vorgenannten „Förderpakten“ die Planungssicherheit 
vor allem für private Bauherr*innen nicht mehr gegeben gewesen, da sich 
auch die Auszahlungskonditionen gerade in zeitlicher Hinsicht deutlich ver-
schlechtert haben. Wegen dieser allgemeinen Unsicherheit und nicht mehr 
auszuschließenden Klagerisiken wurde der Beschluss zum „Quotenan-
passung der SoBoN (Sozialgerechte Bodennutzung)“ eingebracht (vgl. Sit-
zungsvorlage vom 17.12.2025 mit der Nr. 20-26/V 18400), mit dem private 
Bauherr*innen unter bestimmten Voraussetzungen aus der Pflicht zum 
Neubau von EOF-Wohnungen entlassen werden können, wenn hierfür im 
Ausgleich Mietwohnungen im Preisgedämpften Mietwohnungen im Ver-
hältnis 2:1 gebaut werden. Eine Finanzierung aller EOF-Wohnungen über 
die Kommunale EOF war aufgrund von fehlenden kommunalen Finanzmit-
teln nicht möglich und beschränkt sich derzeit auf ausgewählte Genossen-
schaftsprojekte. 

Für das Jahr 2027 hat nun das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr auf Arbeitsebene mitgeteilt, dass es ein sog. Jahresbau-
programm auflegen will. Danach können im Herbst 2026 EOF-Projekte 
genannt werden, die aus Sicht der Landeshauptstadt München gefördert 
werden könnten und bis dahin einen fertigen Antrag vorliegen haben. 
Eine Entscheidung über die Förderfähigkeit trifft dann jedoch das Bay-
erische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr Anfang 2027. 
Die Höhe der Mittelzuweisung an die Regierungsbezirke und kreisfreien 
Städte erfolgt dabei nach dem etablierten Verfahren nach dem Bevölke-
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rungsanteil der jeweiligen Gebietseinheit und dem voraussichtlichen Be-
darf. Das neue Jahresbauprogramm führt im besten Fall wieder zu mehr 
Planungssicherheit als im Jahr 2025. Jedoch bedeutet dies auch, dass 
Förderantragsteller*innen bis zu einem Jahr auf die Entscheidung warten 
müssen, ob eine EOF-Förderung erfolgen kann. Dieser lange Zeitraum kann 
hohe Kosten und Projektverzögerungen auslösen. Insofern sind auch aus 
Sicht der Bewilligungsstelle weitere Schritte notwendig, um wieder belast-
baren geförderten Wohnungsbau bayernweit und in der Landeshauptstadt 
sicherzustellen. 

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird sich daher weiterhin 
dafür einsetzten, dass auf das frühere und etablierte Verfahren der Mit-
telzuweisungen (2x jährlich) wieder zurückgegriffen wird. Hierdurch sind 
Bewilligungen im ganzen Jahr möglich und dies erhöht auch die Flexibilität 
für die private Bauträger*innen. Des Weiteren wird das Referat für Stadt-
planung und Bauordnung dafür Sorge zu tragen, dass möglichst viele staat-
liche Finanzmittel an die Landeshauptstadt München zugewiesen werden 
und in den entsprechenden Gremien weitere Verbesserungsvorschläge 
einbringen. 

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.

Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Repräsentative Erhebung der Fehlbelegung im geförderten Woh-
nungsbestand der Landeshauptstadt München
Antrag Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 12.12.2025

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. 

Sie beantragen, dass der Oberbürgermeister eine wissenschaftlich fun-
dierte, repräsentative Stichprobenerhebung bzw. Umfrage (unter Einbin-
dung eines externen Instituts) durchführen lässt, „um den tatsächlichen 
Anteil der Fehlbelegung in den kommunalen und mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Mietwohnungen empirisch zu bestimmen.
Die Untersuchung soll insbesondere klären: 
	- 	Wie hoch der Anteil der Haushalte ist, deren Einkommen über den gel-
tenden Einkommensgrenzen für geförderten Wohnraum liegt

	- 	Welche strukturellen Muster (Haushaltsgrößen, Wohndauer, Einkommen-
sentwicklung) sich erkennen lassen

	- 	Wie groß der potenzielle finanzielle Spielraum für eine Fehlbelegungsab-
gabe bzw. für alternative gerechtigkeits- und effizienzorientierte Steue-
rungsinstrumente ist“

Der Inhalt des Antrages betrifft deshalb eine laufende Angelegenheit, de-
ren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürger-
meister obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im 
Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 12.12.2025 teile ich Ihnen aber Folgendes mit:

Die Zielsetzung des Antrages, eine belastbare Datengrundlage zur Fehlbe-
legung des geförderten Wohnungsbestands der Landeshauptstadt Mün-
chen zu schaffen, ist grundsätzlich nachvollziehbar. Die vorgeschlagene 
Durchführung einer repräsentativen Erhebung zur sogenannten Fehlbele-
gung begegnet jedoch sowohl rechtlichen als auch praktischen und finanzi-
ellen Grenzen.

Fehlende Rechtsgrundlage zur Datenerhebung
Die im Antrag vorgeschlagene Erhebung setzt die Verarbeitung sensib-
ler personenbezogener Daten, insbesondere von Einkommensdaten der 
Mieter*innen, voraus. Die Erhebung und Verarbeitung solcher Daten unter-
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liegt jedoch hohen datenschutzrechtlichen Anforderungen. Ohne ausdrück-
liche gesetzliche Ermächtigung ist eine belastbare und rechtssichere Da-
tenerhebung nicht möglich. Eine solche Rechtsgrundlage besteht derzeit 
nicht.

Ohne entsprechende Rechtsgrundlage können Einkommensnachweise 
weder angefordert noch verarbeitet werden. Auch eine Verknüpfung von 
Melderegisterdaten mit erhobenen Einkommensdaten widerspricht ohne 
entsprechender Ermächtigungsgrundlage den datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Bei der im Antrag vorgeschlagenen ausschließlich freiwil-
ligen Teilnahme ist es fraglich, ob eine ausreichende Aussagekraft für eine 
repräsentative Untersuchung gewährleistet werden kann.

Fehlende rechtliche Definition einer „Fehlbelegung“
Der Antrag setzt voraus, dass eindeutig bestimmbar ist, wann eine Fehl-
belegung aufgrund von Einkommenssteigerungen vorliegt. Dies ist gegen-
wärtig jedoch nicht der Fall.

Nach aktueller Rechtslage führt eine spätere Einkommenssteigerung eines 
Haushalts nicht dazu, dass die weitere Nutzung einer geförderten Woh-
nung als Fehlbelegung einzustufen ist. Maßgeblich sind vielmehr die Vor-
aussetzungen zum Zeitpunkt des Wohnungsbezugs.

Eine allgemein gültige oder rechtlich verbindliche Definition von Fehlbe-
legung aufgrund Einkommenssteigerungen existiert derzeit nicht. Damit 
fehlt bereits die Grundlage dafür, welche Haushalte überhaupt erfasst 
werden müssten, nach welchen Kriterien eine Bewertung erfolgen soll, 
und welche wohnungspolitischen Konsequenzen daraus abgeleitet werden 
könnten.

Erheblicher finanzieller und personeller Aufwand
Die Durchführung einer wissenschaftlich fundierten repräsentativen Er-
hebung unter Einbindung eines externen Instituts würde erhebliche finan-
zielle und personelle Ressourcen binden. Dies betrifft insbesondere die 
Konzeption und Durchführung der Untersuchung, datenschutzrechtliche 
Prüfungen, IT- und Verwaltungsaufwand, die Auswertung und Qualitätssi-
cherung der Daten, sowie gegebenenfalls eine externe wissenschaftliche 
Begleitung.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Haushaltslage der Landeshauptstadt 
München ist eine Priorisierung zusätzlicher freiwilliger Aufgaben daher 
kritisch zu bewerten. Der zu erwartende Erkenntnisgewinn steht derzeit 
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aus Sicht des Sozialreferates nicht in einem angemessenen Verhältnis zum 
erforderlichen Mitteleinsatz. 

Zudem sei darauf hingewiesen, dass in Bayern das deutlich effizientere 
Instrument der Einkommensorientierten Förderung (EOF) umgesetzt wird. 
Durch die Systematik der EOF werden spätere Einkommenssteigerungen 
bereits heute berücksichtigt, indem laufende Mietzuschüsse gesenkt oder 
ganz eingestellt werden.

Begrenzte Aussagekraft und fehlende Folgewirkung
Selbst bei Durchführung einer repräsentativen Erhebung wäre unklar, wel-
che konkreten Maßnahmen auf Grundlage der Ergebnisse rechtlich über-
haupt möglich wären.

Da derzeit weder eine Fehlbelegungsabgabe noch entsprechende landes-
rechtliche Regelungen bestehen, könnte aus den Ergebnissen kurzfristig 
kein unmittelbares Verwaltungshandeln abgeleitet werden. Die Erhebung 
würde daher zunächst lediglich statistische Erkenntnisse liefern, ohne dass 
daraus konkrete rechtliche Steuerungsinstrumente zur Verfügung stünden.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass dieAngelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Kulturangebote im öffentlichen Raum entkommerzialisieren 
Antrag Stadtrat Thomas Lechner vom 19.2.2026

Antwort Kulturreferent Marek Wiechers:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. 
Sie beantragen, den öffentlichen Raum in der Stadt verstärkt für nicht-kom-
merzielle und kostenlose (Kultur-)Angebote zur Verfügung zu stellen.  

Der Inhalt Ihres Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürgermei-
ster obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat ist daher recht-
lich nicht möglich. 

Zu Ihrem Antrag vom 19.2.2026 teile ich Ihnen Folgendes mit: 

Ihr Anliegen, den öffentlichen Raum in München weiterhin für breite Bevöl-
kerungsschichten zugänglich machen und dadurch neben dem Besuch von 
kommerziellen und durch Eintrittsgelder beschränkten Veranstaltungen nie-
derschwellige kulturelle Teilhabe zu ermöglichen, teile ich vollumfänglich.

Die Landeshauptstadt München insgesamt und das Kulturreferat im Spe-
ziellen nutzt deshalb regelmäßig Orte im Stadtraum für die Durchführung 
von Veranstaltungen in den Bereichen Kultur und Freizeit. So veranstaltet 
das Kulturreferat hauptverantwortlich Festivals wie das Ander Art am Ode-
onsplatz, den Theatron MusikSommer im Olympiapark oder die Stadtteil-
wochen, die jedes Jahr in wechselnden Münchner Stadtbezirken stattfin-
den und unter anderem möglichst zentrale bzw. gut erreichbare Plätze und 
Flächen innerhalb der jeweiligen Viertel zu ihren Hauptspielorten machen. 
Auch kleinere und partizipative Formate wie die Reihen „Tanzen im Park“ 
im Westpark oder „Feierabendjodler zum Mitnehmen“ im Innenhof des 
Isartors werden angeboten. Darüber hinaus verwirklicht Public Art, das 
Kunst im öffentlichen Raum-Programm der Landeshauptstadt München, 
regelmäßig frei zugängliche, temporäre Kunstprojekte im Stadtraum. 
Gleichzeitig werden kostenfrei zu besuchende Veranstaltungen an öffentli-
chen Plätzen gefördert und unterstützt, beispielsweise der Corso Leopold 
auf der Leopoldstraße.

Anbei finden Sie ergänzend eine Liste der beim Kreisverwaltungsreferat für 
das Jahr 2026 mindestens teilweise auf öffentlichem Grund bzw. in Grün-
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anlagen beantragten Großveranstaltungen mit im weiteren Sinne kulturel-
len Inhalten oder Anknüpfungspunkten (Stand: März 2026). Ein großer Teil 
davon wird entweder für Besucher*innen grundsätzlich kostenfrei ange-
boten oder von einer städtischen Stelle veranstaltet/gefördert. Es ist dabei 
zudem anzumerken, dass das Erheben von Eintrittsgeldern nicht zwangs-
läufig auf den kommerziellen Charakter einer Veranstaltung schließen lässt.

Abschließend möchte ich grundsätzlich festhalten, dass wir uns der Her-
ausforderungen im finanziellen Bereich durch steigende Kosten sowie die 
verstärkte Notwendigkeit von Einnahmen, mit denen Veranstalter*innen 
gerade aktuell konfrontiert sind, bewusst sind. Auch kulturreferatseigene 
Veranstaltungen sind betroffen: Um beispielsweise die Durchführung der 
jährlichen Stadtteilkulturfestivals in vollem Umfang bzw. nach gewohnten 
Standards auch weiterhin zu sichern, besteht ein dringender Bedarf an zu-
sätzlichen Mitteln, welche aufgrund der Haushaltslage und den Konsolidie-
rungen derzeit nicht zur Verfügung gestellt werden können.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Unsere Stadt entkolonialisieren!
Antrag Stadtrat Thomas Lechner vom 19.2.2026

Antwort Kulturreferent Marek Wiechers:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist.
Sie beantragen, dass der Oberbürgermeister die Verwaltung (v.a. die Abtei-
lung Public History des Kulturreferats, aber auch die Fachstelle für Demo-
kratie und das Sozialreferat, sowie das Referat für Bildung und Sport und 
das Pädagogische Institut) mit der Erarbeitung von konkreten Vorschlägen 
zu einer Schritt für Schritt-Umsetzung dieses Konzepts beauftragen möge. 
Sie bitten darum, insbesondere die Einrichtung einer Anlauf- oder Om-
budsstelle, den Aufbau von Räumen für die afro-diasporische Community 
und die partizipative „Entkolonialisierung“ des öffentlichen Raumes durch 
Neubenennung von Straßennamen zu priorisieren. 

Der Inhalt Ihres Antrages betrifft damit eine laufende Angelegenheit, deren 
Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO dem Oberbürgermei-
ster obliegt. Eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat ist daher recht-
lich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 19.2.2026 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Für die Beantwortung Ihrer Anfrage zur Einrichtung einer Anlauf- und Om-
budsstelle verweisen wir auf den Antrag des Migrationsbeirates Antrag 
Nr. 100-23-26 vom 1.12.2025. Dieser wird derzeit in der Federführung der 
Fachstelle für Demokratie bearbeitet.  

Das Kulturreferat begreift Dekolonisierung als einen gesamtgesellschaftli-
chen Transformationsprozess, der darauf abzielt, die Auswirkungen sowie 
fortbestehende Einflüsse des Kolonialismus in der gegenwärtigen Gesell-
schaft zu reflektieren und abzubauen. Die Aufarbeitung von kolonialem 
Erbe im Stadtraum ist wesentlicher Bestandteil eines zeitgemäßen Erin-
nerns, das die vielfältigen und bislang marginalisierten Gewaltgeschichten 
miteinbezieht.

Seit 2016 beschäftigt sich die Stadt München intensiv und umfassend mit 
historisch belasteten Straßennamen. In einem eigens dafür eingerichteten 
Expert*innengremium, das aus Stadträt*innen und Wissenschaftler*innen 
städtischer Einrichtungen besteht, wurde der Kriterienkatalog um das 
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Thema Kolonialismus explizit erweitert und Empfehlungen erarbeitet. Die 
Befassung des Stadtrats mit den Ergebnissen ist vom Kulturreferat in Vor-
bereitung und soll im Herbst 2026 erfolgen.
Bereits 2007 wurde in München die Von-Trotha-Straße in Hererostraße um-
benannt. General Lothar von Trotha trug hauptverantwortlich zum Völker-
mord an Herero und Nama bei. Der neue Name ehrt das Volk der Herero. 
Eine Zusatztafel am Straßenschild informiert über die kolonialen Verbre-
chen, die in den früheren Kolonien begangen wurden.
Mit der Reihe „past statements. Denkmäler in der Diskussion“ knüpfte 
das Kulturreferat 2022 an die internationale und lokale Diskussion um 
diskussionswürdige Denkmäler an und regte kritische, vielstimmige und 
kreative Debatten über Formen und Inhalte des Erinnerns in einer diversen 
und demokratischen Stadtgesellschaft an. Das Projekt umfasste dezentrale 
Veranstaltungen an einzelnen umstrittenen Orten, künstlerische Interven-
tionen im öffentlichen Raum und das Forum „past statements – present 
futures“, eine internationale Veranstaltung in Kooperation mit dem Haus 
der Kunst und Freispiel Kulturagentur. Das Forum diente dazu, Stimmen 
Ausdruck zu verleihen, die bislang in den Debatten der Stadt zu wenig ge-
hört wurden. Das umfasste auch die Spurensuche nach migrantischer und 
postmigrantischer Geschichte sowie die Auseinandersetzung mit postkolo-
nialen Zusammenhängen im Stadtraum. 

Im Rahmen der Internationalen UN-Dekaden für Menschen Afrikanischer 
Herkunft 2014 – 2035 hat das MAAT Medienkollektiv und das Archiv Afro-
diaspora mit maßgeblicher Unterstützung des Kulturreferates sowie der 
Fachstelle für Demokratie im Februar 2025 ein Dekoloniales Forum reali-
siert, in dem eine kritische Debatte über Dekolonisierungsprozesse und 
koloniale Kontinuitäten angeregt wurde. In diesem Rahmen fand ein Work-
shop statt, der sich speziell mit der Entwicklung eines erinnerungskulturel-
len Konzepts für München befasst hat.
 
Unter dem Titel Sensing Sites und der Projektleitung von Modupe Laja und 
Sarah Bergh plant das Kulturreferat (PHM/PAM) 2026 ein Programm mit 
Veranstaltungen in München. Beteiligt sind sowohl Akteur*innen des Kol-
lektivs „Decolonize München“ (2013/14) wie auch neue Akteur*innen der 
Schwarzen, PoC und migrantischen Community. 

Mit dem Programm 2026 wird der postkoloniale Stadtraum einmal mehr 
ins Zentrum der Aufmerksam gerückt. Inhaltlich werden Menschen, Er-
eignisse und Örtlichkeiten – insbesondere der Alte Südliche Friedhof mit 
historischen Grabstätten von Opfern wie auch Tätern – einbezogen. Das 
Eröffnungswochenende findet vom 23.10. bis 25.10.2026 im Gasteig HP8 
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statt. Das Programm umfasst u.a. eine temporäre künstlerische Interven-
tion LIVING LAYERS des Künstlers Nando Nkrumah am Alten Südlichen 
Friedhof, die die Auseinandersetzung mit Einzelschicksalen des Kolonialis-
mus in München öffentlich an einem Ort erfahrbar macht.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Mieter*innenkommunikation der Münchner Wohnen GmbH in der 
Siedlung Neuhausen
Anfrage Stadtrat Stefan Jagel (Die Linke) vom 25.2.2026

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 25.2.2026 haben Sie gemäß § 68 GeschO eine Anfrage 
an den Herrn Oberbürgermeister gestellt. In Ihrer Anfrage führen sie Fol-
gendes aus:

Mieter*innen aus Neuhausen hätten sich mit einem offenen Brief an die 
Geschäftsführung der Münchner Wohnen GmbH gewandt. Darin würden 
erhebliche bauliche Mängel sowie Defizite in der Kommunikation und Um-
setzung zugesagter Maßnahmen geschildert.

Besonders kritisch sei, dass es sich bei der Siedlung um ein denkmalge-
schütztes Ensemble handle, dessen Erhalt im öffentlichen Interesse liege. 
Vor diesem Hintergrund stelle sich die Frage, nach welchen Kriterien In-
standhaltungs- und Investitionsentscheidungen erfolgten und warum ein-
zelne Bestandsliegenschaften trotz offensichtlicher Mängel offenbar über 
Jahre hinweg nicht ausreichend berücksichtigt würden.

In Bezug auf diese Ausführungen stellen Sie folgende Fragen:

Frage 1:
Ist der Landeshauptstadt München als Gesellschafterin der Münchner 
Wohnen GmbH der im offenen Brief geschilderte Zustand der Wohnanlage 
bekannt? 

Antwort:
Der bauliche Zustand des Gebäudes ist nach Angaben der Münchner Woh-
nen insgesamt solide und altersgerecht, wenn auch in einigen Punkten 
Handlungsbedarf besteht (siehe hierzu die Antwort zu Frage 4). Es bestand 
daher kein Anlass für die Münchner Wohnen, der Landeshauptstadt Mün-
chen speziell über diese Wohnanlage zu berichten.

Frage 2:
Nach welchen Kriterien priorisiert die Münchner Wohnen GmbH Instand-
haltungs- und Sanierungsmaßnahmen im Bestand? 
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Antwort:
Die Münchner Wohnen teilt mit, dass Instandhaltungsbedarfe systema-
tisch erfasst und dokumentiert werden. Anschließend werden die unter-
schiedlichen Anforderungen gebündelt und priorisiert. Die strategische 
Planung der Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen erfolgt im Rah-
men der Wirtschaftsplanung unter Berücksichtigung der finanziellen und 
personellen Ressourcen. Auf dieser Grundlage werden die erforderlichen 
Maßnahmen schrittweise und koordiniert unter Beachtung der wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen umgesetzt.

Frage 3:
Wie wird sichergestellt, dass denkmalgeschützte Ensembles regelmäßig 
und präventiv instandgehalten werden?

Antwort:
Die strategische Planung der Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen 
berücksichtigt auch die besonderen Anforderungen eines denkmalge-
schützten Ensembles (siehe Punkt 2).

Frage 4:
Welche konkreten Maßnahmen sind für die Siedlung Neuhausen in den 
Jahren 2026–2028 vorgesehen?

Antwort:
Bei folgenden Maßnahmen werden nach Angaben der Münchner Wohnen 
aktuell Planungen erstellt, die Angebote eingeholt und die Maßnahmen mit 
der Denkmalschutzbehörde abgestimmt:
	- 	Aufbereitung der Hoftüren und neuer Anstrich,
	- 	Ausbesserungsarbeiten am Putz mit Anpassung des Anstrichs in diesen 
Bereichen,

	- 	Fensterabdichtungen, -beschädigungen und -funktion überprüfen und 
Funktion wiederherstellen,

	- 	Ausbesserungsarbeiten in den Treppenhäusern bzw. ggf. Neuanstrich.

Das Ziel ist, diese Maßnahmen im Jahr 2026 zu starten und voraussichtlich 
auch abzuschließen.

Frage 5:
Aus welchen Gründen wurden laut Mieter*innen angekündigte Maßnah-
men (z.B. Putzarbeiten, Türanstriche, Entlüftung der Heizkörper, Ergänzung 
der Hofbeleuchtung) bislang nicht umgesetzt?
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Antwort:
Die Münchner Wohnen betont, dass für einige Maßnahmen in denkmalge-
schützten Ensembles ein umfangreicherer Planungs- und Abstimmungs-
prozess zwischen Münchner Wohnen und Denkmalschutzbehörde erfor-
derlich ist. Außerdem sind qualifizierte Handwerksfirmen zu beauftragen, 
die die Arbeiten nach den denkmalrechtlichen Vorgaben ausführen und 
damit die besonderen Anforderungen sicherstellen.

Frage 6:
Welche Standards gelten bei der Ausstattung von Außenanlagen in Be-
standsliegenschaften der Münchner Wohnen GmbH?

Antwort:
Die Ausstattungen der Bestandsanlagen werden laut Münchner Wohnen 
nach den jeweiligen Gegebenheiten und der ggf. geänderten Anforderun-
gen im Laufe der Jahre angepasst.

Frage 7:
Warum wurden von Mieter*innen selbst installierte, provisorische Spielge-
räte entfernt, ohne gleichzeitig adäquaten Ersatz zu schaffen?

Antwort:
Eigene Spielgeräte von Mieter*innen haben keine offizielle Zulassung für 
den öffentlichen Bereich. Die Münchner Wohnen prüft und kontrolliert ihre 
eigenen Spielgeräte und ist für diese auch verantwortlich.

Frage 8:
Ist geplant, kurzfristig einfache und kostengünstige Maßnahmen wie Spiel-
geräte oder Gemeinschaftsprojekte (z.B. Hochbeete) zu ermöglichen?

Antwort:
Die Münchner Wohnen befindet sich hierzu im internen Austausch und 
wird auch externe Expertise in Anspruch nehmen, um die Außenanlagen 
neu beplanen zu lassen und dabei die Wünsche der Mieter*innen unter 
Beachtung der Gegebenheiten vor Ort einzubeziehen.

Frage 9:
Wie wurde im konkreten Fall des geschilderten Legionellenbefalls infor-
miert und gehandelt?
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Antwort:
Die Münchner Wohnen teilt mit, dass für solche Fälle ein mit dem Ge-
sundheitsreferat abgestimmter Prozess besteht. Die Mieter*innen wurden 
regelmäßig über den aktuellen Stand per Einwurf-Schreiben informiert und 
erhielten in diesem Zuge entsprechende Verbraucherinformationen.

Frage 10:
Entsprach das Vorgehen den internen Leitlinien der Münchner Wohnen so-
wie den gesetzlichen Informationspflichten gegenüber Mieter*innen?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 9.

Frage 11:
Welche Strukturen bestehen, um eine kontinuierliche, verbindliche An-
sprechperson für größere Wohnanlagen zu gewährleisten?

Antwort:
Damit eine schnelle und effiziente Bearbeitung gewährleistet werden kann, 
bittet die Münchner Wohnen ihre Mieter*innen, Anliegen, Mängel oder 
Fragen zuerst an deren Kundenservice zu richten, entweder per Anruf un-
ter 089 877662-5800, per E-Mail an kundenservice@muenchner-wohnen.
de oder über das Kontaktformular/die Mieter-App. Dort dokumentiert die 
Münchner Wohnen die Meldungen und leitet sie umgehend an die richtige 
Stelle weiter.

Frage 12:
Wie bewertet die Münchner Wohnen den Vorwurf einer „Abschottungs-
strategie“ und welche Maßnahmen werden ergriffen, um Transparenz und 
Dialog zu verbessern?

Antwort:
Die Münchner Wohnen betont, dass für den Vorwurf einer Abschottungs-
strategie kein Anlass besteht. Die Mieterschaft befand sich laut Münchner 
Wohnen im ständigen Austausch mit der zuständigen Hausverwaltung. 
Durch die Münchner Wohnen wurden persönliche Treffen der Mieterschaft 
mit dem operativen Geschäftsführer, Mitgliedern der Hausverwaltung 
sowie der zuständigen technischen Abteilung organisiert. Darüber hinaus 
haben Mieter*innen jederzeit die Möglichkeit, sich an den Kundenservice 
zu wenden.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Dienstag, 7. Juli 2026 
 

 
Verschleierung von Leerstand der WSB? 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, Liliana 
Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Münchner 
Stadtrat) 
 
Hitzebelastung und hitzebedingte Todesfälle in München im Juni 2026 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, Liliana 
Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Münchner 
Stadtrat) 
 
München als „Abschiebehauptstadt“?  
Kosten, Beteiligung des Stadtrats und Haltung des Oberbürgermeisters 
zum geplanten Abschiebeterminal am Flughafen München 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, Liliana 
Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Münchner 
Stadtrat) 

 
Für den Klimawandel vorsorgen. Wasserverbrauch Münchens reduzieren 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Tobias Ruff, Johann Sauerer und  
Kathrin Schäfer (Fraktion ÖDP/BK/ML) 
 
Für den Klimawandel vorsorgen. Wasserversorgung Münchens langfristig 
sichern. 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Tobias Ruff, Johann Sauerer und  
Kathrin Schäfer (Fraktion ÖDP/BK/ML) 

 
Schwammstadtprinzip ernst nehmen, München koppelt ab: Regenwasser 
in der Stadt halten, Grundwasser anreichern, Straßenbäume bewässern 
und Mischwasserentlastungen in die Isar verringern 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Tobias Ruff, Johann Sauerer und  
Kathrin Schäfer (Fraktion ÖDP/BK/ML) 
 
Wasser zweimal nutzen, Grundwasser schonen! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Tobias Ruff, Johann Sauerer und  
Kathrin Schäfer (Fraktion ÖDP/BK/ML) 
 
 
 



An den Oberbürgermeister 
Herr Dominik Krause  
80331 München 
 
 
 

Die Linke Fraktion  

im Münchner Stadtrat 

linke-fraktion@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 23. Juni 2026 
Anfrage 
Verschleierung von Leerstand der WSB? 

Die Wohnungs- und Siedlungsbau Bayern GmbH & Co. OHG (WSB Bayern) ist mit 
mehreren tausend Wohnungen in München einer der größten privaten 
Wohnungsunternehmen. Die früheren Wohnungen der gemeinnützigen Neuen Heimat 
wurden 1990 an den Immobilienspekulanten Alfons Doblinger verkauft1. Ein großer Teil 
des Wohnungsbestandes befindet sich in den Großwohnsiedlungen am Hasenbergl oder 
in Neuperlach.  

Mitglieder der Linken fiel in beiden Stadtteilen auf, dass viele Postkästen und Klingeln 
mit dem Namen „Siedler“ versehen sind. Im Hasenbergl allein etwa 50 Stück. Gespräche 
mit Anwohnenden zeigten, dass diese Wohnungen leer stehen – teilweise schon seit 
acht Jahren. An weiteren Wohnungen standen noch die alten Namen der Mietparteien. 
Überfüllte Postkästen und Aussagen der Bewohner*innen machten deutlich, dass auch 
hier viele weitere Wohnungen leer stehen. Allein im Hasenbergl insgesamt 90 
Wohnungen. In einzelnen Wohnblöcken stehen bis zu 30% der Wohnungen leer. Auch in 
Neuperlach wurden 66 teils viele Jahre leerstehende Wohnungen entdeckt. Am Karl 
Marx Ring 8 zum Beispiel 10 von 27 Wohnungen. 

Viele Menschen im Hasenbergl und Neuperlach sind zu Recht wütend über den teils 
jahrelangen Leerstand in ihren Siedlungen, während Zehntausende Menschen dringend 
bezahlbaren Wohnraum benötigen. Jede leerstehende Wohnung ist angesichts der 
dramatischen Wohnungssituation in der Stadt eine zu viel! Die Stadt muss alle Mittel 
ergreifen, um ungerechtfertigten Leerstand im Sinne der Allgemeinheit schnellstmöglich 
zu beenden. Verschleierter Leerstand muss mit hohen Bußgeldern belegt werden, damit 
sich ein solches Verhalten bei Immobilienunternehmen nicht durchsetzt.  

Die WSB ist am Hasenbergl schon öfter durch eine Gewinnmaximierung auf dem Rücken 
der Mieter*innen aufgefallen. Eine geplante Entmietung von 70 Mietparteien im 
Wohnblock an der Paulckestraße konnte 2021 nur durch den großen Druck der 
Mietergemeinschaft mit Unterstützung der Zivilgesellschaft und der Linken verhindert 

 
1 https://www.spiegel.de/wirtschaft/unschoene-sachen-gelaufen-a-74b7dc23-0002-0001-0000-000013499088  
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werden2. Während die Betroffenen in Ersatzwohnungen ziehen konnten, wurden die 
Mieten von 13 €/m² auf Wuchermieten von 25 €/m² erhöht werden3. Auch im seit über 
einem Jahr fertig modernisierten Wohnblock stehen mehrere Wohnungen leer. Umso 
verwunderlicher, dass die WSB Bayern Mitglied der Vereinigung Münchner 
Wohnungsunternehmen (VMW) ist. Deren Mitglieder bestehen hauptsächlich aus 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen wie Genossenschaften oder der Münchner 
Wohnen. Sie sehen sich selbst als „Garant für eine nachhaltige und sozial 
verantwortliche Wohnungswirtschaft“4. 

Wir bitten daher den Oberbürgermeister, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Hat die WSB die Stadt über bestehende Leerstände informiert? Wenn ja, wie werden 
diese Leerstände begründet? 

2. Wurde der beschriebene Leerstand über den städtischen Leerstandsmelder 
angezeigt? Welche Kenntnisse hat die Stadt München über den bestehenden 
Leerstand? Wie hat sich dieser entwickelt? 

3. Welche Informationen liegen der Stadt jeweils zu den Leerständen in den Stadtteilen 
Hasenbergl und Neuperlach vor? Gibt es weitere Viertel, in denen die WSB 
leerstehende Wohnungen hat? 

4. Hat die Stadt ein Bußgeldverfahren oder andere Maßnahmen gegen die WSB wegen 
Zweckentfremdung von Wohnraum eingeleitet?  

5. Wie bewertet die Stadt die Verschleierung von Leerstand durch ein Anbringen 
anderer Namen? Gibt es besondere Strafen für ein solches Vorgehen? 

6. Wieso wird die WSB Bayern weiterhin in der Vereinigung Münchener 
Wohnungsunternehmen geduldet, obwohl die WSB selbst schon öfter als unsozialer 
Vermieter aufgefallen ist? 
 

Initiative:  
Stadtrat Christian Schwarzenberger 
 

Gezeichnet:  
Stadtrat Stefan Jagel 
Stadträtin Liliana Parente 
Stadträtin Katharina Horn 
Stadtrat Arif Haidary 

 

 
2 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-paulckestrasse-wsb-rueckkehrrecht-1.5195778  
3 https://www.muenchen.tv/mediathek/video/muenchner-linke-fordert-mietendeckel/  
4 https://www.wohnungswirtschaft-muenchen.de/  

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-paulckestrasse-wsb-rueckkehrrecht-1.5195778
https://www.muenchen.tv/mediathek/video/muenchner-linke-fordert-mietendeckel/
https://www.wohnungswirtschaft-muenchen.de/
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München, 7. Juli 2026 

Anfrage 

Hitzebelastung und hitzebedingte Todesfälle in München im Juni 2026 
 
Die Hitzewelle im Juni 2026 wird vom Deutschen Wetterdienst als historisches 
Extremereignis eingestuft. Grundsätzlich war vorhersehbar, dass es zu solch hohen 
Temperaturen kommen kann. Die Hitzewelle dauerte vom 18. bis zum 28. Juni 2026 und 
führte laut Robert Koch-Institut bundesweit bereits bis zum 21. Juni zu schätzungsweise 
mehr als 800 hitzebedingten Todesfällen, überwiegend bei Menschen über 65 Jahren.1 
Auch für München wurden während dieser Zeit ungewöhnlich hohe Temperaturen sowie 
ausgeprägte Tropennächte gemessen, unter anderem infolge des städtischen 
Wärmeinseleffekts. Belastbare, auf München bezogene Zahlen zu hitzebedingten 
Todesfällen und gesundheitlichen Beeinträchtigungen sind bislang jedoch nicht 
öffentlich zugänglich.  

Wir bitten daher den Oberbürgermeister, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie viele hitzebedingte Todesfälle sind nach Kenntnis der Landeshauptstadt 
München (z. B. auf Basis von Daten des Gesundheitsreferats, der Rechtsmedizin 
oder des Robert Koch-Instituts) während der Hitzewelle im Juni 2026 im 
Stadtgebiet München aufgetreten? 

2. Wie viele Menschen waren im gleichen Zeitraum nachweislich von Hitzefolgen 
betroffen (z. B. Notaufnahmen, Rettungsdiensteinsätze, ärztliche Behandlungen 
wegen Hitzschlag, Kreislaufkollaps oder Dehydrierung)? 

3. Wie weichen diese Zahlen von den langjährigen Durchschnittswerten bzw. von 
vergleichbaren Zeiträumen in den Vorjahren ab? 

4. Welche (kurzfristigen) Maßnahmen hat die Landeshauptstadt München während 
der akuten Hitzewelle im Juni 2026 ergriffen, um die Bevölkerung, insbesondere 

 
1 https://www.deutschlandfunk.de/schon-mehr-als-800-hitzetote-in-deutschland-100.html 

https://www.deutschlandfunk.de/schon-mehr-als-800-hitzetote-in-deutschland-100.html
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vulnerable Gruppen wie ältere Menschen, Kleinkinder, Schwangere, Menschen 
mit Vorerkrankungen sowie Obdach- sowie Wohnungslose und Geflüchtete, die 
in Leichtbauhallen und großen Gemeinschaftsunterkünften wohnen, zu schützen? 
Wir bitten um Einzelaufstellung. 

5. Welche (kurzfristigen) Maßnahmen hat die Landeshauptstadt München während 
der akuten Hitzewelle im Juni 2026 ergriffen, um Menschen zu schützen, die im 
Freien arbeiten müssen. 

6. Welche mittel- und langfristigen Maßnahmen sieht das bestehende 
Hitzeschutzkonzept des Gesundheitsreferats vor und inwieweit werden diese 
angesichts der Erfahrungen aus der Hitzewelle 2026 überprüft, angepasst oder 
ausgeweitet? 

7. Ist geplant, künftig eine systematische, öffentlich zugängliche Erfassung und 
Auswertung hitzebedingter Todesfälle und Krankheitsfälle für München 
einzuführen, um die Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen besser bewerten zu 
können? 

 
Initiative:  
Stadträtin Katharina Horn 
 

Gezeichnet:  
Stadtrat Stefan Jagel  
Stadträtin Liliana Parente 
Stadtrat Arif Haidary 
Stadtrat Christian Schwarzenberger 
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München, 7. Juli 2026 

Anfrage 

München als „Abschiebehauptstadt“?  
Kosten, Beteiligung des Stadtrats und Haltung des Oberbürgermeisters zum 
geplanten Abschiebeterminal am Flughafen München 
 
Die Planungen für das sogenannte Abschiebeterminal am Münchner Flughafen schreiten 
weiter voran. Inzwischen wird klar, dass das Abschiebeterminal größer werden soll als 
geplant1. Die Flughafen München GmbH (FMG) hat im Auftrag der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet und parallel die 
Vergabe der Bauleistungen gestartet, sodass nach dessen Abschluss unmittelbar mit 
dem Bau begonnen werden kann. Das geplante Terminal soll künftig ermöglichen, 
täglich bis zu 100 Menschen von München aus abzuschieben. München darf – auch 
aufgrund seiner historischen Verantwortung – auf keinen Fall zur Hauptstadt der 
Abschiebebewegung werden. 

Nach Angaben der Bundesregierung belaufen sich die bislang prognostizierten 
Planungskosten für das Terminal auf rund 600.000 Euro. Die endgültigen 
Gesamtprojektkosten werden erst im laufenden Planungsverfahren ermittelt und sind 
bislang nicht öffentlich beziffert. Nach Fertigstellung soll die BImA das Gebäude von der 
FMG anmieten und es seinerseits an die Bundespolizei weitervermieten. Berichtet wird 
von einer jährlichen Mieteinnahme der FMG in Höhe von rund 4,2 Millionen Euro.  

Die Landeshauptstadt München hält 23 Prozent der Anteile an der FMG, und der 
Oberbürgermeister sitzt im Aufsichtsrat. Entscheidungen über das Vorhaben werden 
dort mit Mehrheit getroffen – die Münchner Stadtpolitik hätte über diesen Hebel also 
grundsätzlich direkten Einfluss auf den Fortgang des Projekts. Der Oberbürgermeister 
könnte diesen Einfluss nutzen, um sich klar gegen eine maßgebliche städtische 

 
1 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/freising/muenchen-flughafen-abschiebeterminal-freising-
bundespolizei-einreise-abschiebungen-li.3505318 

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/freising/muenchen-flughafen-abschiebeterminal-freising-bundespolizei-einreise-abschiebungen-li.3505318
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Beteiligung an Massenabschiebungen auszusprechen und die Stadt München ihrer 
Verantwortung als Mitglied des Bündnisses „Sicherer Hafen“ gerecht werden zu lassen.  

Obwohl erhebliche städtische Beteiligungsinteressen berührt sind und mit dem 
Vorhaben laufende Mieteinnahmen und zusätzliche Personal- und Infrastrukturkosten 
für die städtische FMG verbunden sind, ist bislang unklar, in welchem Umfang der 
Stadtrat als demokratisch gewähltes Gremium tatsächlich in die Entscheidungsfindung 
eingebunden wird. Eine transparente Informierung und Beteiligung des Stadtrats vor 
einer Beteiligung im Aufsichtsrat sind daher aus unserer Sicht zwingend geboten. 

Der damalige Oberbürgermeister Dieter Reiter hatte sich öffentlich für den Bau 
ausgesprochen. Der heutige Oberbürgermeister Dominik Krause sprach nun von einem 
„Image-Verlust“ der Stadt, sollte das Abschiebeterminal gebaut werden. Dennoch 
bleiben etliche Fragen ungeklärt. 

Das Referat für Arbeit und Wirtschaft (RAW) hat den Antrag „Sicherer (Flug-)Hafen: Kein 
Abschiebeterminal am München Flughafen“ (Antrag Nr. 20-26 / A 05808)2 am 
22.12.2025 beantwortet und dabei u. a. ausgeführt, der Bau des Rückführungsterminals 
liege „auch im wirtschaftlichen Interesse der FMG“, da er die „wirtschaftliche 
Verwertung eines bisher nicht genutzten Grundstücks“ ermögliche und der FMG 
langfristig gesicherte Mieteinnahmen verschaffe.  

Zugleich wurde der Antrag mit diesem Schreiben durch die Verwaltung als „erledigt“ 
eingestuft, ohne dass sich die städtischen Vertreter*innen im Aufsichtsrat gegen das 
Vorhaben ausgesprochen hätten. Diese explizit wirtschaftliche Argumentation der 
Verwaltung – neben der angeführten gesetzlichen Unterstützungspflicht gegenüber der 
Bundespolizei – werfen aus unserer Sicht weitere erhebliche Fragen auf. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir den Oberbürgermeister um Beantwortung 
folgender Fragen: 

1. Wie hoch sind nach aktuellem Planungsstand die voraussichtlichen 
Gesamtkosten (Bau-, Planungs- und Folgekosten) für das Rückführungsgebäude, 
und wer trägt diese im Einzelnen (Bund/BImA, Bundespolizei, FMG)? 

2. Werden diese Kosten durch eine Kreditaufnahme der FMG zwischenfinanziert? 

3. Welche wirtschaftlichen Auswirkungen hat das Vorhaben auf die städtische 
Beteiligung an der FMG, und wurde eine Kosten-Nutzen-Abwägung aus Sicht der 
Landeshauptstadt München vorgenommen? 

 
2 https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/9216324 

https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/9216324
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4. Wann und in welcher Form wird der Münchner Stadtrat über den aktuellen 
Planungsstand (insbesondere über das laufende Planfeststellungs- und 
Vergabeverfahren) informiert? 

5. Ist vorgesehen, dass der Stadtrat mit dem Vorhaben befasst wird, bevor der 
Oberbürgermeister im Aufsichtsrat der FMG über eine eventuelle weitere 
Kreditaufnahme abstimmt, und wenn nein, warum nicht? 

6. Wie positioniert sich der Oberbürgermeister als Vertreter der Landeshauptstadt 
München im Aufsichtsrat der FMG zum Bau des Abschiebeterminals und auf 
welcher Grundlage erfolgt diese Positionierung? 

7. Welche Möglichkeiten sieht die Verwaltung, dem Stadtrat vor einer endgültigen 
Aufsichtsratsentscheidung ein Mitspracherecht einzuräumen, etwa durch einen 
eigenen Stadtratsbeschluss zur Positionierung der städtischen Vertretung im 
Aufsichtsrat? 

8. Findet der Oberbürgermeister, dass der Bau eines Abschiebeterminals am 
Münchner Flughafen mit dem Selbstverständnis Münchens als Mitglied des 
Bündnisses „Sicherer Hafen“ vereinbar ist? 

9. Ist es weiterhin die Haltung des Referats für Arbeit und Wirtschaft bzw. des 
Oberbürgermeisters, dass der Bau des Abschiebeterminals „im wirtschaftlichen 
Interesse der FMG“ liegt und wie verträgt sich diese explizit wirtschaftliche 
Argumentation mit dem Selbstverständnis Münchens als „Sicherer Hafen“? 

10. Wenn der Bau des Terminals – wie in der Antwort dargestellt – tatsächlich 
vorrangig der gesetzlichen Unterstützungspflicht gegenüber der Bundespolizei 
dient, warum wird dann zusätzlich die wirtschaftliche Verwertbarkeit des 
Grundstücks und die Sicherung langfristiger Mieteinnahmen als eigenständiges, 
die Entscheidung stützendes Argument angeführt? 

11. Wurde die für 2026 angekündigte „ausführliche Vorstellung des Projekts 
einschließlich Gremienbefassung“ im Aufsichtsrat bzw. Arbeitsausschuss der 
FMG inzwischen durchgeführt, und mit welchem Ergebnis? 

12. Teilt der Oberbürgermeister die in der RAW-Antwort vertretene Auffassung, dass 
die städtischen Aufsichtsratsmitglieder gegenüber dem Stadtrat nicht 
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weisungsgebunden sind und sich allein am Unternehmensinteresse der FMG zu 
orientieren haben – und wie lässt sich vor diesem Hintergrund überhaupt noch 
eine wirksame politische Einflussnahme der Stadt auf das Vorhaben herstellen? 

 
Initiative:  
Stadtrat Stefan Jagel 
Stadtrat Arif Haidary 
 

Gezeichnet:  
Stadträtin Liliana Parente 
Stadträtin Katharina Horn 
Stadtrat Christian Schwarzenberger 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 07.07.2026 
Antrag: 
Für den Klimawandel vorsorgen. Wasserverbrauch Münchens reduzieren 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt die momentan eingerichtete Taskforce zum 

Wassersparen zu verstetigen um gemeinsam mit den Stadtwerken München, dem 

Baureferat, dem Referat für Klima- und Umweltschutz, dem Planungsreferat und dem 

Kommunalreferat ein langfristiges Maßnahmenpaket zur Reduzierung des 

Trinkwasserverbrauchs zu erarbeiten und dem Stadtrat vorzulegen. Dabei sollen 

insbesondere folgende Maßnahmen einbezogen und umgesetzt werden: 
1. Trinkwasser nur dort einsetzen, wo Trinkwasserqualität erforderlich ist 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, systematisch zu prüfen, bei welchen kommunalen 
Nutzungen Trinkwasser durch Regenwasser, Betriebswasser oder aufbereitetes Grauwasser 
ersetzt werden kann. Dies betrifft insbesondere die Bewässerung von Grünflächen, die 
Reinigung städtischer Fahrzeuge, die Straßenreinigung, die Toilettenspülung in öffentlichen 
Gebäuden sowie technische Anwendungen in städtischen Liegenschaften. 

2. Regenwassernutzung bei Neubauten und Sanierungen verbindlich stärken 

Bei städtischen Neubauten und größeren Sanierungen wird künftig Regenwasser gesammelt 
und für Bewässerung, Toilettenspülung oder Reinigungszwecke genutzt. Für private und 
gewerbliche Neubauten prüft die Stadt, wie Regenwassernutzung über Bebauungspläne, 
Satzungen, Förderprogramme oder Beratung stärker verankert werden kann. 

3. Kommunale Gebäude mit wassersparender Technik ausstatten 

Die Stadt führt ein Programm zur Nachrüstung wassersparender Armaturen in Schulen, 

Kitas, Sportstätten, Verwaltungsgebäuden, Friedhöfen und öffentlichen Toiletten ein. Dazu 

gehören unter anderem Durchflussbegrenzer, sensorgesteuerte Armaturen, wassersparende 

Duschen, moderne Spültechnik und eine regelmäßige Leckagekontrolle. 

4. Wasserverluste reduzieren 

Die Stadtwerke München werden aufgefordert, Wasserverluste in den Gewinnungsanlagen 

und im Leitungsnetz zu erkunden und über ein Bauprogramm zu minimieren.  

5. Intelligentes Wassermanagement für Parks, Grünanlagen und Sportflächen 

Für städtische Grünflächen wird ein verpflichtendes Bewässerungsmanagement eingeführt, 

das sich an Wetterdaten, Bodenfeuchte, Pflanzenbedarf und Tageszeit orientiert. Ziel ist, 

Trinkwasserverbrauch zu senken und zugleich Stadtgrün in Hitzeperioden zu erhalten. Wo 

möglich, sollen trockenheitsresistente Pflanzen, Mulchflächen, Baumscheibenbegrünung, 

Regenwasserrückhalt und Entsiegelung Vorrang vor dauerhafter Bewässerung haben. Dort 

wo auf eine Bewässerung nicht verzichtet werden kann, soll oberflächennahes Grundwasser 

Vorrang vor Trinkwasser haben. 

6. Zierbrunnen und Wasserspiele wassersparend betreiben 

Das Baureferat prüft, welche Brunnen und Wasserspiele mit Umlaufsystemen, 

Betriebszeitsteuerung, Regenwasser oder sonstigen wassersparenden Techniken betrieben 



Fraktion ÖDP/BK/ML 
Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 

● E-Mail: fraktion-oedp-bk-ml@muechen.de  
● Telefon: 089 / 233 - 26922  

werden können. Besonders wasserintensive Anlagen sollen priorisiert umgerüstet oder in 

Hitze- und Trockenperioden automatisch reduziert betrieben werden. Trinkbrunnen für die 

Bevölkerung sollen davon ausdrücklich ausgenommen und weiter ausgebaut werden. 

7. Wasserverbrauch in städtischen Liegenschaften transparent machen 

Die Stadt etabliert ein digitales Monitoring des Wasserverbrauchs in städtischen Gebäuden 

und Einrichtungen. Auffällige Mehrverbräuche, Leckagen oder ineffiziente Nutzungen sollen 

dadurch schneller erkannt werden. Dem Stadtrat soll jährlich berichtet werden, welche 

Einsparungen erreicht wurden und welche weiteren Maßnahmen notwendig sind. 

9. Förderprogramm für Regenwasser- und Grauwassernutzung 

Die Stadt legt ein Förderprogramm für private Haushalte, Wohnungsbaugesellschaften, 

Gewerbe und Vereine auf, das Investitionen in Zisternen, Regenwassernutzung, 

Grauwasseranlagen, wassersparende Bewässerungssysteme und Entsiegelung unterstützt. 

Ein besonderer Fokus soll auf großen Wohnanlagen, Gewerbeflächen, Sportvereinen und 

Kleingartenanlagen liegen. Es wird geprüft, ob diejenigen Maßnahmen des 

Förderprogrammes die das Kanalsystem und die Kläranlagen entlasten durch die 

Abwassergebühren gegenfinanziert werden können.  

10. Beratungskampagne „München spart Trinkwasser“ 

Die Stadt startet gemeinsam mit den SWM eine dauerhafte Informations- und 

Beratungskampagne. Diese soll konkrete Alltagstipps vermitteln, aber auch größere 

Einsparpotenziale bei Gartenbewässerung, Gebäudetechnik, Gewerbe, Gastronomie, 

Hotellerie und Wohnungswirtschaft zum Gegenstand haben. Ziel ist nicht Verzicht auf 

notwendiges Trinken oder Hygiene, sondern der Verzicht auf vermeidbare 

Trinkwassernutzung. 

 

Begründung: 
 
Die anhaltende Trockenheit führt momentan dazu, dass die Versorgungssicherheit 
Münchens mit Trinkwasser angespannt ist. Obwohl noch 2024 eines der nassesten 
Jahre seit Aufzeichnungsbeginn war und die Grundwasserstände sehr hoch waren, 
ist die Region binnen kürzester Zeit in eine Wasserknappheit geraten. Münchens 
wichtigste Quellen, diejenigen im Mangfalltal bringen nicht mehr genug Wasser und 
selbst die für Spitzenverbrauch vorgesehenen Brunnen in der Schotterebene sind so 
stark genutzt, dass sich die Grundwasserpegel bedenklich abgesenkt haben. 
 
Im Zuge des Klimawandels ist immer häufiger mit langanhaltenden Dürreperioden zu 
rechnen. Die zunehmenden Starkregenereignisse fließen zu einem erheblichen 
Anteil oberflächlich ab und tragen zu wenig zur Grundwasserneubildung bei.  
München muss deshalb dringend vorsorgen, um auch künftig eine ausreichende 
Versorgung mit Trinkwasser zu gewährleisten. 
Dabei ist Wassersparen sicherlich die effizienteste Maßnahme. 
 
 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
 
Gezeichnet: 
Johann Sauerer, Stadtrat 
Dirk Höpner, Stadtrat 
Kathrin Schäfer, Stadträtin 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 07.07.2026 
Antrag: 
Für den Klimawandel vorsorgen. Wasserversorgung Münchens langfristig 
sichern. 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt der Focus der momentan eingerichteten Taskforce 

zum Wassersparen zu erweitern, um eine langfristige Strategie zur Sicherung der Münchner 

Trinkwasserversorgung mit ausreichendem hochwertigen Trinkwasser zu entwickeln.  

Dabei sollen insbesondere folgende Maßnahmen einbezogen und umgesetzt werden: 

 
1. Trinkwasserversorgung Münchnes rechtlich absichern. 

Der Oberbürgermeister nimmt umgehend Gespräche mit der Stadt Miesbach und dem 
Landkreis Miesbach auf, um eine einvernehmliche rechtssichere Einigung über die 
Förderung von Trinkwasser im Mangfalltal zu erzielen. 

 

2. Zusätzliche Trinkwasserressourcen und neue Gewinnungsgebiete prüfen 

Die Stadtwerke München werden gebeten, gemeinsam mit den zuständigen Fachbehörden 

zu prüfen, welche zusätzlichen Trinkwasserressourcen langfristig für München erschlossen 

werden könnten. Dabei sollen mögliche neue Quell- und Grundwasservorkommen, Seen, 

Reservebrunnen und Kooperationen mit Umlandkommunen fachlich, rechtlich, ökologisch 

und wirtschaftlich bewertet werden. 

Ziel ist es, die Abhängigkeit von einzelnen Gewinnungsgebieten zu verringern und die 

Versorgungssicherheit auch bei Trockenperioden, Hitzephasen, technischen Störungen oder 

Schadensereignissen zu erhöhen. 

 

3. Bestehende Gewinnungsgebiete konsequent schützen 

Die bisherigen Gewinnungsgebiete im Mangfalltal, Loisachtal und in der Münchner 

Schotterebene sollen langfristig gesichert und noch stärker geschützt werden. Dazu sollen 

bestehende Kooperationen mit Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz und Gemeinden 

ausgebaut und die Flächenkulisse erweitert werden. Der Schutz von Quell- und 

Grundwasser muss Vorrang vor kurzfristiger Mehrentnahme haben. 

Die Stadt soll prüfen, wie ökologischer Landbau, pestizidarme Bewirtschaftung, nachhaltige 

Forstwirtschaft, Bodenschutz, Renaturierung und der Schutz von Versickerungsflächen in 

den Gewinnungsgebieten weiter gestärkt werden können. Dabei ist eine Kooperation auf 

Augenhöhe und eine angemessene Entschädigung der betroffenen lokalen Bevölkerung 

Grundvoraussetzung. 

3. Strategische Wasserreserven und Speicher ausbauen 

Die Stadtwerke München werden gebeten darzustellen, ob und wo zusätzliche 

Trinkwasserspeicher, Hochbehälter, Zwischenspeicher oder technische Reservekapazitäten 



Fraktion ÖDP/BK/ML 
Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 

● E-Mail: fraktion-oedp-bk-ml@muechen.de  
● Telefon: 089 / 233 - 26922  

dazu beitragen können Verbrauchsspitzen in Hitzeperioden besser abzufedern und die 

Versorgung auch bei außergewöhnlichen Lagen stabil zu halten. 

Dabei sollen sowohl zentrale Speicher im Versorgungssystem als auch dezentrale 

Speicherlösungen in neuen Stadtquartieren, großen städtischen Liegenschaften und 

kritischen Infrastrukturen geprüft werden. 

4. eiserne Trinkwasserreserve schonen 

Die Stadt München betrachtet das Tertiäre Tiefengrundwasser unterhalb Münchens als 

eiserne Reserve, das es zu schonen gilt. Die Stadt muss im Katastrophenfall, zum Beispiel 

bei einer großflächigen Verunreinigung (siehe PFAS- Belastung im Landkreis Altötting) die 

Möglichkeit haben auf ein unbelastetes Vorkommen zurückzugreifen. Um diese 

Notversorgung auch für kommende Generationen zu erhalten, muss die Entnahme z.B. 

durch Brauereien kurzfristig auf die reine Produktion von Getränken begrenzt werden. Die 

Entnahme von Brauchwasser, zum Beispiel zu Reinigungszwecken muss unterbunden 

werden. Mit Auslaufen der Bescheide darf keine weitere Entnahme durch Unternehmen 

mehr genehmigt werden. 

 

Begründung: 
 
Die anhaltende Trockenheit führt momentan dazu, dass die Versorgungssicherheit 
Münchens mit Trinkwasser angespannt ist. Obwohl noch 2024 eines der nassesten 
Jahre seit Aufzeichnungsbeginn war und die Grundwasserstände sehr hoch waren, 
ist die Region binnen kürzester Zeit in eine Wasserknappheit geraten. Münchens 
wichtigste Quellen, diejenigen im Mangfalltal bringen nicht mehr genug Wasser und 
selbst die für Spitzenverbrauch vorgesehenen Brunnen in der Schotterebene sind so 
stark genutzt, dass sich die Grundwasserpegel bedenklich abgesenkt haben. 
 
Im Zuge des Klimawandels ist immer häufiger mit langanhaltenden Dürreperioden zu 
rechnen. Die zunehmenden Starkregenereignisse fließen zu einem erheblichen 
Anteil oberflächlich ab und tragen zu wenig zur Grundwasserneubildung bei.  
München muss deshalb dringend vorsorgen, um auch künftig eine ausreichende 
Versorgung mit Trinkwasser zu gewährleisten. 
München wird deshalb nicht umhin kommen weitere Quellen zu erschließen. 
 
 
 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
 
Gezeichnet: 
Johann Sauerer, Stadtrat 
Dirk Höpner, Stadtrat 
Kathrin Schäfer, Stadträtin 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 07.07.2026 
Antrag: 
Schwammstadtprinzip ernst nehmen, München koppelt ab: Regenwasser in der 
Stadt halten, Grundwasser anreichern, Straßenbäume bewässern und 
Mischwasserentlastungen in die Isar verringern 
 
Die Landeshauptstadt München entwickelt und startet ein ressortübergreifendes 
Maßnahmenpaket mit dem Ziel, möglichst viele geeignete öffentliche und private 
Flächen vom Mischwasserkanal abzukoppeln, Niederschlagswasser dezentral zu 
speichern, zu versickern, zu verdunsten und für Stadtgrün nutzbar zu machen. 
Dadurch sollen die Grundwasserneubildung gestärkt, Straßenbäume klimaresilient 
bewässert, Überflutungsrisiken reduziert und Mischwasserentlastungen in die Isar 
verringert werden. 

1. öffentliche Flächen entsiegeln und vom Kanal abkoppeln 

Die Stadt koppelt sukzessive alle geeigneten öffentlichen Flächen vom Kanal ab und 
entsiegelt zusätzlich geeignete Flächen. Dafür wird ein Sofortprogramm aufgelegt, 
beginnend mit besonders wirksamen und schnell umsetzbaren Maßnahmen auf: 

• Schulhöfen und Kitas, 

• Verwaltungs- und Kulturgebäuden, 

• Sportanlagen, 

• Parkplätzen, 

• Betriebshöfen,  

• Theresienwiese 

• Plätzen mit hoher Hitzebelastung. 

2. Straßen als Schwammstadt umbauen 

Alle Straßen mit Begleitgrün, im Unterhalt der Stadt werden schrittweise vom Kanal 
abgekoppelt. Das Regenwasser wird je nach Belastungssituation über  

• Baumrigolen, 

• Tiefbeete und Retentionsmulden, 

• versickerungsfähige Beläge, 

• entsiegelte Randstreifen und Restflächen 

• geöffneten Straßenbegrenzungsteinen  
dem Straßenbegleitgrün zugeführt oder direkt in das Grundwasser versickert.  
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3. Mischwasserentlastungen in die Isar verringern 

Die Münchner Stadtentwässerung wird beauftragt, darzustellen, welche 
Entlastungsbauwerke und Kanalabschnitte besonders von Niederschlagswasser aus 
abkoppelbaren Flächen beeinflusst werden. Für diese Einzugsgebiete werden 
vorrangige Abkopplungsmaßnahmen entwickelt. 

Ziel ist, die Häufigkeit und Menge von Mischwasserentlastungen in die Isar wirksam 
zu reduzieren. Neben klassischen kanaltechnischen Maßnahmen sollen dezentrale 
Maßnahmen an der Oberfläche gleichrangig berücksichtigt werden, insbesondere 
Entsiegelung, Versickerung, Rückhaltung und Verdunstung. 

4. Förderprogramm für private Abkopplung ausbauen 

Das bestehende Förderinstrumentarium für Begrünung und Entsiegelung wird zu 
einem attraktiven Förderprogramm „Regenwasser bleibt in München“ 
weiterentwickelt. Gefördert werden sollen insbesondere: 

• Entsiegelung von Höfen und Zufahrten, 

• Abkopplung von Dachflächen vom Kanal, 

• Dach- und Fassadenbegrünung, 

• Zisternen zur Garten- und Baumbewässerung, 

• Mulden- und Rigolensysteme, 

• Regenwassergärten, 

• wasserdurchlässige Beläge, 

• Hofbegrünung in stark hitzebelasteten Quartieren. 

Die Förderung soll einfach beantragbar sein, gezielt beworben werden und 
besonders Eigentümergemeinschaften, Genossenschaften, Gewerbebetriebe, 
Kirchen, Vereine und soziale Einrichtungen ansprechen. 

5. Gebührenanreize und Beratung stärken 

Die Stadt prüft, wie eine Niederschlagswassergebühr noch stärker als Anreiz für 
Entsiegelung, Dachbegrünung, Rückhaltung, Versickerung und Abkopplung genutzt 
werden kann. 

Zugleich richtet die Verwaltung eine zentrale Beratungsstelle „Regenwasser vor Ort“ 
ein. Diese unterstützt Eigentümerinnen und Eigentümer bei technischen, rechtlichen 
und förderrechtlichen Fragen und stellt Musterlösungen für typische Münchner 
Grundstücke bereit 

 

6.  Monitoring und Zielzahlen 

Die Verwaltung berichtet dem Stadtrat jährlich über die Umsetzung. Der Bericht 
enthält mindestens: 
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• neu entsiegelte Fläche in Quadratmetern, 

• zusätzlich vom Kanal abgekoppelte Fläche in Quadratmetern, 

• zusätzliches Rückhalte- und Speichervolumen, 

• Zahl der angeschlossenen Straßenbäume, 

• geschätzte Reduzierung des Niederschlagswasserabflusses in den Kanal, 

• Wirkung auf Mischwasserentlastungen, 

• eingesparte Trinkwassermengen bei Bewässerung, 

• eingesetzte Fördermittel und ausgelöste private Investitionen. 

Die Verwaltung schlägt dem Stadtrat verbindliche Zielwerte für 2030, 2035 und 2040 
vor. 

11. Finanzierung 

Da die oben aufgeführten Maßnahmen unmittelbar zu einer Entlastung des 
Kanalsystemsund der Kläranlagen auswirken senken sie die Kosten der Münchner 
Stadtentwässerung. Es ist daher zu überprüfen inwieweit sie durch die 
Abwassergebühr gegenfinanziert werden können. 

Begründung 

München muss Regenwasser künftig als Ressource behandeln und nicht als 
Abwasser, das möglichst schnell in den Kanal abgeleitet wird. Die zunehmende 
Versiegelung, häufigere Starkregenereignisse, längere Trockenperioden und 
steigender Bewässerungsbedarf für Stadtbäume zeigen, dass die bisherige 
Ableitungslogik nicht zukunftsträchtig ist. 

Aus gutem Grund heißt es im Wasserhaushaltsgesetz §55 (2) 1Niederschlagswasser 
soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Regenwasser im Mischwasserkanal 
steht dem örtlichen Ökosystem nicht mehr zur Verfügung und belastet die Isar mit 
Schadstoffen und gefährlichen Keimen, da es häufig in so großen Mengen anfällt, 
dass es zur Entlastung ungeklärt in den Fluss eingeleitet werden muss (siehe Abb.) 

Gemäß den technischen Regeln zum Einleiten von Niederschlagswasser in 
Grundwasser2 darf von den meisten Flächen das Niederschlagswasser sogar 
erlaubnisfrei über den bewachsenen Oberboden versickert werden, da dessen 
Reinigungsleistung so groß ist, dass keine Gefahr für das Grundwasser ausgeht. 

Jeder Quadratmeter Fläche, der vom Mischwasserkanal abgekoppelt wird, entlastet 
das Kanalsystem. Regenwasser, das vor Ort gespeichert, versickert, verdunstet oder 
für Stadtgrün genutzt wird, hilft mehrfach: Es stärkt den natürlichen Wasserkreislauf, 
verbessert das Stadtklima, unterstützt die Grundwasserneubildung, schützt Bäume 
vor Trockenstress und verringert die Belastung der Isar durch 
Mischwasserentlastungen. 

 
1§ 55 WHG - Einzelnorm  
2TRENGW: - Bürgerservice  

https://www.gesetze-im-internet.de/whg_2009/__55.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVwV154851-10
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Gerade in einer wachsenden und verdichteten Stadt muss 
Regenwasserbewirtschaftung zur Standardaufgabe werden. München verfügt bereits 
über fachliche Grundlagen, Förderinstrumente und wasserwirtschaftliche Kompetenz. 
Nun braucht es ein verbindliches, messbares und ressortübergreifendes 
Umsetzungsprogramm. 

Das Ziel lautet: Regenwasser bleibt möglichst dort, wo es fällt — in den Boden, zu 
den Bäumen, ins Quartier und nicht unnötig in den Kanal. 

 

 Am Pegel in München    
Bogenhausen erkennt man die 
Einleitung von Abwasser nach 
Regenereignissen. Nach dem 
Gewitter am 29.6. 2026 
Bestand der Abfluss der Isar 
kurzzeitig aus 2/3 Abwasser 

 

 

 

 

 

Quelle;https://www.hnd.bayern.de/pegel/isar/muenchen-16005701/abfluss?begin=29.06.2026&end=01.07.2026  

 
 

 

 
 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
 
Gezeichnet: 
Johann Sauerer, Stadtrat 
Dirk Höpner, Stadtrat 
Kathrin Schäfer, Stadträtin 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 
 München, 07.07.2026 
Antrag: 
Wasser zweimal nutzen, Grundwasser schonen! 
 
 
Die Stadt München imitiert ein Pilotprojekt mit der Münchner Stadtentwässerung und den 

Stadtgütern München in Begleitung von Fachbehörden und wissenschaftlichen 

Einrichtungen, gereinigtes Abwasser zur Bewässerung von Feldern zu nutzen. 

 

Begründung: 
 
Der Großteil des Münchner Trinkwassers wird in den beiden Klärwerken aufwendig 
gereinigt und hygienisiert, d.h. enthaltene Keime werden durch Bestrahlung 
abgetötet. Künftig müssen in einer weiteren Reinigungsstufe zusätzlich Schadstoffe 
wie Medikamentenrückstände und andere reaktive Stoffe eliminiert werden. Der 
Trockenwetterzufluss der beiden Klärwerke beträgt zusammen bis zu 10 m³ pro 
Sekunde. Damit stünden in ein paar Jahren, nach Inbetriebnahme der 4. 
Reinigungsstufe am Auslauf der Klärwerke große Mengen für die Bewässerung von 
Feldern geeignetes Wasser zur Verfügung. Langfristig könnte man damit erhebliche 
Teile des Münchner Nordens bewässern und damit die Folgen des Klimawandels für 
die Landwirtschaft eindämmen, zur Grundwasserschonung beitragen und 
möglicherweise sogar eine Grundwasseranreicherung erreichen. 
Die Bewässerungsanlagen kosten zunächst mehr als die heutigen 
Grundwasserbrunnen. Wenn man aber bedenkt, dass diese Brunnen aufgrund 
fallender Grundwasserstände künftig nicht mehr zur Verfügung stehen und in 
anderen Weltgegenden Aquädukte über hunderte Kilometer gebaut werden, so muss 
man zu dem Schluss kommen, dass die Investitionen vergleichsweise gering sind. 
Von Vorteil ist, dass viele Felder der Stadtgüter München in der Nähe der Münchner 
Klärwerke liegen und man mit den Anlagen auf städtischem Grund bleiben kann. 
Vom Auslauf des Klärwerkes München II sind es beispielsweise weniger als 150 m 
zum nächsten Acker.  
 
Initiative: 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
 
Gezeichnet: 
Johann Sauerer, Stadtrat 
Dirk Höpner, Stadtrat 
Kathrin Schäfer, Stadträtin 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Dienstag, 7. Juli 2026 

 
 

Geschäftsbericht 2025: Münchner Wohnen erweitert 
Bestand um knapp 1.300 Wohnungen – Mieten bleiben 
deutlich unter Marktniveau 
Pressemitteilung Münchner Wohnen GmbH 
 

 



Pressemitteilung – München, 07. Juli 2026

Geschäftsbericht 2025: Münchner 
Wohnen erweitert Bestand um knapp 
1.300 Wohnungen – Mieten bleiben 
deutlich unter Marktniveau  
Die Münchner Wohnen zieht eine positive Bilanz für das Geschäftsjahr 2025.  
Die städtische Wohnungsbaugesellschaft wächst weiter und hat ihren Bestand um 
1.281 Wohnungen erweitert, darunter 1.217 fertiggestellte Neubauwohnungen.  
Mit einer durchschnittlichen Nettokaltmiete von 8,16 Euro pro Quadratmeter bleibt 
das Unternehmen ein Garant für leistbaren Wohnraum in München. 

1/2

Die Münchner Wohnen blickt in ihrem Geschäfts-
bericht für das Jahr 2025 auf ein erfolgreiches 
Unternehmensjahr zurück. Auch unter anspruchs-
vollen Rahmenbedingungen hat die städtische 
Wohnungsbaugesellschaft ihren Auftrag erfüllt, 
dauerhaft bezahlbaren Wohnraum für die Men-
schen in München zu schaffen und zu erhalten. 
„Die Münchner Wohnen steht für soziale Verant-
wortung und Verlässlichkeit. Wir schaffen neuen 
Wohnraum, investieren in unsere Bestände und 
stehen dafür, dass Wohnen in München für viele 
Menschen bezahlbar bleibt“, sagt Jörg Franzen, 
Vorsitzender der Geschäftsführung der Münchner 
Wohnen.

Die durchschnittliche Nettokaltmiete im Woh-
nungsbestand der Münchner Wohnen lag zum 
Jahresende 2025 bei 8,16 Euro pro Quadratmeter. 
Damit bleibt sie deutlich unter der ortsüblichen 
Vergleichsmiete des Münchner Mietspiegels, die 
2025 bei 15,38 Euro pro Quadratmeter lag.

Neuer und langfristig gesicherter Wohnraum für 
München 
Der Wohnungsbestand der Münchner Wohnen ist 
2025 um 1.281 Wohnungen gewachsen – 1.217 
davon durch Neubau. Ergänzend kamen 64 Woh-
nungen durch einen Bestandsankauf hinzu. Zum 
Jahresende befanden sich 2.723 Wohnungen im 
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Bau. Die Neubauinvestitionen beliefen sich auf rund 
391 Mio. Euro und liegen damit weiterhin auf einem 
deutschlandweit sehr hohen Niveau. Neben dem 
Neubau flossen erhebliche Mittel in den Bestand: 
Rund 128,9 Mio. Euro wurden für Instandsetzung, 
Mieterwechsel und weitere Instandhaltungsprojek-
te aufgewendet, weitere 27,9 Mio. Euro für Moderni-
sierungsvorhaben.

Insgesamt bewirtschaftete und verwaltete die 
Münchner Wohnen zum Jahresende 74.861 Woh-
nungen und Wohnheimplätze sowie 1.121 Gewerbe-
einheiten im Großraum München. Mit 13 Hausver-
waltungen in den Münchner Quartieren und einer 
Geschäftsstelle in Taufkirchen ist das Unternehmen 
nah an seinen Mieter*innen.

Deren Zufriedenheit blieb auf hohem Niveau: In der 
jährlichen Befragung gaben neun von zehn Miete-
rinnen und Mietern an, zufrieden oder sehr zufrie-
den mit ihrer Vermieterin zu sein. „Diese hohe 
Zufriedenheit ist für uns ein großer Ansporn“, sagt 
Jörg Franzen. „Wir wollen nicht nur Wohnungen 
bauen und verwalten, sondern gute Nachbarschaf-
ten ermöglichen und in den Quartieren präsent 
sein.“

Wirtschaftlich stabil, mit klarem Investitionsauftrag 
Auch wirtschaftlich bleibt die Münchner Wohnen 
stabil aufgestellt: Die Umsatzerlöse stiegen 2025 
auf 628,2 Mio. Euro, der Jahresüberschuss lag bei 
40,1 Mio. Euro. Der Gewinn verbleibt vollständig im 
Unternehmen und wird für Neubau, die Umsetzung 
der Klimastrategie im Bestand und die langfristige 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums eingesetzt.

Digitaler Geschäftsbericht 
Der Geschäftsbericht der Münchner Wohnen 
erscheint online unter berichte.muenchner-woh-
nen.de. Dort finden Interessierte neben der 
Finanzberichterstattung Informationen zu Neubau-
projekten, Bestandsbewirtschaftung, sozialen 
Angeboten, Nachhaltigkeitsthemen und den 
wichtigsten Entwicklungen des Geschäftsjahres 
2025.

Ihr Kontakt für Presseanfragen:

Robert Opiela 
Stv. Pressesprecher  
089 8776629-9706 
robert.opiela@muenchner-wohnen.de

Münchner Wohnen
Gustav-Heinemann-Ring 111
81739 München 
www.muenchner-wohnen.de/presse
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